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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Rechtshilfe

Die Auseinandersetzungen mit den USA Uber die Auslieferung von Kundendaten der UBS
veranlasste die FDP-Fraktion, mit einer Motion die Beschleunigung im Verfahren der
Internationalen Rechtshilfe zu fordern. Dies soll vor allem mit einer Beschrankung der
Einsprachemdoglichkeiten geschehen. Der Nationalrat Uberwies diesen Vorstoss
einstimmig wie auch eine &hnliche, auf die Amtshilfe bezogene Motion Bischof (cvp, SO)
(Mo. 09.3319). Zustimmung fand auch eine Motion der BDP, welche verlangt, das
Rechtshilfegesetz sei in dem Sinne zu andern, dass die Schweiz ausnahmsweise bei
allen Fiskaldelikten Rechtshilfe gewahren kann, wenn bei Verweigerung der Rechtshilfe
wichtige Interessen des Landes auf dem Spiel stehen. '

Der Standerat nahm zwei der drei Motionen zur internationalen Rechtshilfe an, die vom
Nationalrat bereits 2009 Uberwiesen worden waren. Die Annahme einer
Fraktionsmotion der FDP (Mo. 09.3056) sowie der Motion Bischof (cvp, SO) (Mo.
09.3319), die - im Zusammenhang mit der Auslieferung der Kundendaten der UBS an die
USA - beide eine Beschleunigung der internationalen Rechtshilfeverfahren forderten,
war unbestritten. Die Motion der BDP (Mo. 09.3326), die eine Revision des
Rechtshilfegesetzes verlangte, wurde hingegen abgelehnt mit der Begrindung, dass die
Anpassungen im Bereich der Amtshilfe abgewartet werden sollen. ?

Strafrecht

In der Herbstsession 2017 beriet der Standerat als Erstrat die Umsetzung der
Padophilen-Initiative. Schon in der Eintretensdebatte wurde verschiedentlich betont,
wie schwierig es sei, den Artikel 123c BV umzusetzen. Stéanderat Jositsch (sp, ZH) sprach
gar von der ,Quadratur des Kreises® und beantragte Nichteintreten. Mit einer
Umsetzung .light", also dem Versuch, den Konflikt mit den rechtsstaatlichen Prinzipien
und den Grundrechten so klein wie moglich zu halten, sende man ein geféhrliches
Signal an die Stimmbevdlkerung: Man kénne jede Initiative, so radikal ihre Forderung
auch sei, bedenkenlos annehmen, um damit ein Zeichen zu setzen - das Parlament
wirde das mit der Umsetzung dann schon regeln. Um diesem Argument Nachdruck zu
verleihen, nannte er das Beispiel der Volksinitiative zur Wiedereinfihrung der
Todesstrafe: ,Wenn irgendwelche grauenhaften Taten passieren, werden die Leute bei
einer solchen Initiative Ja stimmen, weil sie sagen, man werde ja nicht gerade eine
Guillotine auf dem Bundesplatz aufstellen, nur weil sie der Initiative zugestimmt hatten
[...1." Dieser Entwicklung misse Einhalt geboten werden. Die Padophilen-Initiative
kénne nicht umgesetzt werden, ohne héherrangiges Recht zu verletzen, weshalb man
auf die Umsetzung besser ganz verzichten und nicht auf die Vorlage eintreten solle.
Auch Andrea Caroni (fdp, AR) zeigte Verstandnis fur das Dilemma seines Kollegen und
legte dar, dass es unmdglich sei, die Initiative wortgetreu umzusetzen und dabei die
Verhaltnisméssigkeit zu wahren - genauso unmaéglich sei es aber, die Initiative ,light™
umzusetzen und dabei die Glaubwdirdigkeit vor der Stimmbevoélkerung zu wahren.
Dennoch sei es Aufgabe des Parlamentes, den Verfassungsartikel auf generell-abstrakte
Weise zu konkretisieren und offenstehende Fragen zu beantworten. Es sei
staatspolitisch nicht vertretbar, diese .heisse Kartoffel® einfach an die Gerichte
weiterzureichen. Den besten Ausweg sah Caroni darin, den Verfassungsartikel mit
einem ,Minimum an Verhaltnismassigkeit™ umzusetzen. Von der Debatte um die
Verhaltnismassigkeit nichts wissen wollte hingegen SVP-Fraktionsangehoriger Thomas
Minder (parteilos, SH). ,Man kénnte meinen, die Verhéaltnisméssigkeit [...] stehe Uber
allen anderen Normen der Verfassung®, kritisierte er und fligte an, indem das Volk die
Padophilen-Initiative ~ angenommen  habe, habe es den entsprechenden
Verfassungsartikel eben als verhaltnismassig beurteilt. Einige Parlamentarier schdben
das Verhéltnismassigkeitsprinzip vor, um ,politisch Unliebsames zu bekampfen®,
wodurch die Verhaltnismassigkeit ad absurdum gefuhrt werde. Bundesratin Simonetta
Sommaruga hielt dem entgegen, dass die Verhéltnismassigkeit geméss Artikel 5 BV ein
Grundsatz rechtsstaatlichen Handelns sei, der bei jedem staatlichen Handeln beachtet
werden musse und dem daher zu Recht eine gewisse Prioritat eingeraumt werde. Mit 35
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zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung trat die Stdndekammer schliesslich auf die Vorlage
ein.

Die anschliessende Detailberatung verlief im Allgemeinen weniger kontrovers als es die
mit Leidenschaft geflhrte Eintretensdebatte hatte vermuten lassen. Auf keinen
Widerstand stiessen so etwa die Antrage der vorberatenden RK-SR, einerseits
Antragsdelikte und Ubertretungen - es handelt sich im konkreten Fall um
Exhibitionismus, sexuelle Belastigung und Pornografie zum Eigenkonsum - aus der Liste
der Anlasstaten fir ein zwingendes lebenslanges Tatigkeitsverbot zu streichen, und
andererseits nur zwischen zwei anstatt drei Typen von Tatigkeitsverboten zu
unterscheiden. Erstens solle ein lebenslanges Tatigkeitsverbot stets von Amtes wegen
und nicht auf Antrag verhangt werden und zweitens sei es nicht notwendig, fir den
direkten Kontakt mit Patienten im Gesundheitsbereich und den sonstigen Kontakt mit
besonders schutzbeddrftigen Erwachsenen verschiedene Tatigkeitsverbote vorzusehen,
da sich diese Bereiche ohnehin oft Uberschnitten. Es soll hingegen je ein separates
Tatigkeitsverbot fur den Kontakt mit Minderjdhrigen und mit Erwachsenen geben,
abhangig davon, ob die Anlasstat an einer minderjahrigen oder an einer volljahrigen
Person begangen worden ist. Ebenfalls unbestritten war das Einfligen einer expliziten
Spezialausnahme fur Falle der einvernehmlichen Jugendliebe, um deutlich zu machen,
dass in diesen Fallen von der Anordnung eines Tatigkeitsverbotes abgesehen werden
muss.

Hauptstreitpunkte waren die Definition des Begriffs ,Kinder™, der Anwendungsbereich
der Ausnahmebestimmung, die Méglichkeit zur Uberpriifung eines angeordneten
Tatigkeitsverbotes sowie die Kompetenzen der Staatsanwaltschaft. Bei der Definition
des Begriffs ,Kinder™ ging es um die Frage, ob alle an Minderjahrigen begangenen
Anlasstaten - so der Vorschlag des Bundesrates - oder nur solche, die an unter 16-
Jahrigen begangen worden sind - wie von der Kommission beantragt -, automatisch zu
einem Téatigkeitsverbot flihren sollen. Mit deutlicher Mehrheit (38 zu 4 Stimmen) setzte
sich der Antrag der Kommission gegen jenen des Bundesrates durch, weil dieser der
Verhéltnismassigkeit eher Rechnung trage und die viel diskutierten Falle von
Jugendliebe von vornherein wenigstens teilweise entscharfe. Knapper fiel die
Entscheidung in der Frage aus, wie weit der richterliche Ermessensspielraum bei der
Anwendung der Ausnahmebestimmung sein soll. Wahrend der Bundesrat Ausnahmen
nur in ,besonders leichten Fallen® vorgesehen hatte und darin von der
Kommissionsminderheit unterstitzt wurde, wollte die Kommissionsmehrheit den
Verzicht auf ein Téatigkeitsverbot bereits in ,leichten Féallen™ ermdglichen. Nachdem
Bundesratin Sommaruga konstatiert hatte, die Differenz zwischen Mehrheits- und
Minderheitsantrag sei .nicht wahnsinnig gross”, folgte der Stdnderat mit 22 zu 19
Stimmen bei einer Enthaltung dem Antrag seiner Kommissionsminderheit.

Mit harteren Bandagen gekédmpft wurde um die vom Bundesrat vorgesehene
Méglichkeit, ein lebenslangliches Tatigkeitsverbot unter bestimmten Bedingungen nach
10 Jahren zu dUberprifen und gegebenenfalls aufzuheben. Nach Ansicht der
Kommissionsmehrheit entferne sich die Umsetzungsgesetzgebung damit zu weit vom
Inhalt der Initiative. Die Verhaltnisméassigkeit werde durch die Ausnahmebestimmung
sowie durch die Einschrankung der Anlasstaten ausreichend gewahrleistet, erlauterte
Kommissionssprecher Fabio Abate (fdp, TI) den Mehrheitsantrag, welcher keine
Aufhebungsmoglichkeit fur lebenslangliche Tatigkeitsverbote vorsah. Der Bundesrat und
die Kommissionsminderheit argumentierten hingegen, das Tatigkeitsverbot sei nicht
Teil der strafrechtlichen Sanktion, sondern eine zusétzliche Massnahme, um zukunftige
Taten zu vermeiden - éhnlich der lebenslénglichen Verwahrung. Es sei daher auch hier
geboten, die strafrechtliche Maxime zu befolgen, eine Massnahme nur so lange
aufrechtzuerhalten, als sie zur Sicherstellung ihres Zweckes notwendig sei, weshalb es
eine Uberpriifungsmaéglichkeit geben miisse. Die klare Mehrheit der Standekammer liess
sich von diesem Einwand jedoch nicht Uberzeugen und stimmte mit 28 zu 14 Stimmen
bei einer Enthaltung fliir den Antrag der Kommissionsmehrheit.

Zum Schluss drehte sich die Diskussion um die Kompetenzen der Staatsanwaltschaft im
Strafbefehlsverfahren. Wahrend unbestritten war, dass ein Tatigkeitsverbot nur durch
ein Gericht ausgesprochen werden kann, blieb die Frage offen, ob der Verzicht auf die
Verhangung eines Tatigkeitsverbotes ebenfalls nur in einem Gerichtsverfahren oder
auch im Strafbefehlsverfahren durch die Staatsanwaltschaft erfolgen kénnen soll. Die
Kommissionmehrheit wollte in der Strafprozessordnung ausdricklich festschreiben,
dass die Hartefallklausel nur von einem Gericht angewandt werden kann - und bei
dieser Gelegenheit dieselbe Regelung auch fur die Hartefallklausel in der
Umsetzungsgesetzgebung zur Ausschaffungsinitiative festmachen. Die
Kommissionsminderheit kritisierte den fehlenden sachlichen Bezug und Bundesratin
Sommaruga wies darauf hin, dass Strafbefehle nur in einfachen und klaren Féllen
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erlassen werden dlrfen - Voraussetzungen, die bei Fragen, ob auf die Anordnung eines
Tatigkeitsverbotes oder eines Landesverweises verzichtet werden kann, eher nicht
gegeben seien. Falls die Staatsanwaltschaft doch in einem sehr klaren Fall,
beispielsweise bei Jugendliebe, von der Verhdngung eines Tatigkeitsverbotes absehe,
sollte das hingegen unproblematisch sein. Im Gegenteil ware eine Uberweisung an ein
Gericht in solchen Fallen unverhéaltnismassig aufwandig und kostspielig. Der Standerat
folgte sodann mit 23 zu 17 Stimmen bei zwei Enthaltungen der Minderheit und dem
Bundesrat und verzichtete auf diese Anpassung der Strafprozessordnung.

In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die Vorlage mit 26 zu 12 Stimmen
bei vier Enthaltungen an. Die Gegenstimmen stammten hauptséachlich aus dem links-
griinen Lager, aber auch von Vertretern der SVP-Fraktion. ®

Die in der Strafprozessordnung festgehaltenen Voraussetzungen fir die Orientierung
der Offentlichkeit iiber ein hangiges Strafverfahren sollen gelockert werden, befand
der Stadnderat in der Herbstsession 2019. Mit 22 zu 15 Stimmen hiess er eine
entsprechende Motion Abate (fdp, TI) gut. Der Motionar argumentierte, die Norm kénne
ihr Ziel, namlich den Personlichkeitsschutz von Personen, die in ein Strafverfahren
involviert sind, in der heutigen Zeit nicht mehr erfillen, da beispielsweise die Namen
von betroffenen Personen Uber ausléndische Medien oder Social Media ohnehin
bekannt wirden. Der Bundesrat hatte die Ablehnung der Motion beantragt, da kein
Handlungsbedarf bestehe und der Schutz der Personlichkeitsrechte eben gerade
aufgrund der leichten Verbreitung von Informationen Uber Social Media ein besonderes
Bedurfnis sei. *

Der Nationalrat lehnte in der Frihjahrssession 2020 die Motion Abate (fdp, TI) zur
Lockerung der Voraussetzungen, unter denen die Offentlichkeit iiber ein hingiges
Strafverfahren informiert werden darf, ab. Mit 132 zu 52 Stimmen folgte er seiner
Kommissionsmehrheit und mass dem Personlichkeitsschutz der betroffenen Personen
sowie den Interessen der Strafverfolgung hoheres Gewicht bei als dem
Informationsbedirfnis der Offentlichkeit. Nur die SVP-Fraktion unterstiitzte den
Vorstoss. °

Privatrecht

Erbberechtigte sollen nur noch sechs statt zwolf Monate Zeit haben, um sich nach der
Verdffentlichung des Erbenaufrufs zu melden. Aufgrund moderner
Kommunikationsmittel kénnen méogliche Erben heute rascher gefunden werden. Die
Rechtskommissionen beider Rate (RK-NR und RK-SR) gaben einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) Folge. °

In der Wintersession 2015 verlangerte der Stédnderat die Behandlungsfrist der
parlamentarischen Initiative Abate (fdp, TI) zum Erbenaufruf um zwei Jahre bis zur
Wintersession  2017. Er folgte damit dem einstimmigen Antrag seiner
Rechtskommission, die zuerst die vom Bundesrat bereits angestossene
Erbrechtsrevision abwarten wollte, bevor Uber Abschreibung oder Weiterverfolgung der
parlamentarischen Initiative entschieden werden sollte. ’

Mit derselben Begrindung wie zwei Jahre zuvor verlangerte der Standerat in der
Wintersession 2017 die Frist fur die parlamentarische Initiative Abate (fdp, TI) zum
Erbenaufruf erneut um zwei Jahre. Seine Rechtskommission hatte erwartet, dass der
Bundesrat den Entwurf zur Erbrechtsrevision in der zweiten Jahreshalfte 2018 vorlegen
werde. ®
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In der Differenzbereinigung zum Bundesgesetz iiber das internationale Privatrecht
beschéftigte sich der Stédnderat in der Frihjahrssession 2018 einmal mehr mit den
Normen zu Konkurs und Nachlassvertrag. Zum besseren Schutz des Schweizer
Glaubigers gegenlber Handlungen des auslandischen Schuldners hatte der Nationalrat
den Beginn der Verdachtsfrist, innerhalb derer eine paulianische Anfechtungsklage -
mit welcher vom Schuldner vor Konkurseréffnung an Dritte Gbertragenes Vermogen ins
Vollstreckungssubstrat zurlckgefihrt werden kann - erhoben werden kann, an die
Konkurserdffnung geknlpft. Die Stossrichtung werde von der Verwaltung unterstitzt,
erlauterte Kommissionssprecher Fabio Abate (fdp, Tl), aber der vom Nationalrat
eingefuhrte Mechanismus fihre zum Problem, dass praktisch keine zeitliche Grenze
mehr bestehe, bis wann Konkursverwalter oder Glaubiger auf Anfechtung klagen
koénnen. Die Verwaltung habe deshalb eine verbesserte Losung vorgeschlagen, bei der
die Verdachtsfrist am Zeitpunkt der ausléndischen Konkurser6ffnung anknlpfe, die
Verjahrungsfrist aber wahrend des Anerkennungsverfahrens stillstehe. Der Standerat
stimmte dieser Anderung stillschweigend zu. In Bezug auf die paulianische Anfechtung
aus dem Ausland gegen eine zivilrechtlich rechtsgultige Sachverfigung in einer
nunmehr in der Schweiz gelegenen Sache hatte der Standerat als Erstrat eine neue
Bestimmung eingefligt, welche sicherstellen sollte, dass der Grundsatz des
Gutglaubensschutzes nach Schweizer Recht auch in ausléndischen Entscheidungen
beachtet werden muss. Diese war vom Zweitrat dann jedoch wieder gestrichen worden.
Die Mehrheit der RK-SR beantragte ihrem Rat nun, sich dem Nationalrat anzuschliessen
und auf die Bestimmung zu verzichten, da man damit, so Bundesratin Simonetta
Sommaruga, ~dogmatisch und inhaltlich absolutes Neuland betreten™ wirde. Eine
Minderheit wollte festhalten, doch eine Uberpriifung des auslandischen Entscheids in
der Sache sei nicht nur international verpont, sondern widerspreche auch dem IPRG
selbst, erlauterte die Justizministerin weiter. Ausserdem stelle der Ordre-public-
Vorbehalt sicher, dass die Schweiz keine auslandischen Entscheide anwenden mdsse,
die dem schweizerischen Rechtsempfinden diametral zuwiderliefen. Mit 23 zu 17
Stimmen folgte die Standekammer schliesslich dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit
und schloss sich dem Nationalrat an. Mit einer verbleibenden Differenz Ubergab sie das
Geschaft wieder dem Nationalrat.

Die grosse Kammer stimmte der vom Sténderat beschlossenen Losung flr das Problem
bei der Frist bei Anfechtungsklagen noch in derselben Session stillschweigend zu. In der
Schlussabstimmung nahm der Nationalrat das revidierte Gesetz einstimmig und der
Standerat mit 36 zu 6 Stimmen an. ’

Im Anschluss an die Vernehmlassung hatte der Bundesrat entschieden, einerseits die
Fragen der Unternehmensnachfolge sowie andererseits die weniger politischen,
sondern in erster Linie technischen Anpassungen des Erbrechts in zwei eigenstandige
Vorlagen auszulagern. Damit umfasste die erste von drei Etappen der Erbrechts-
Revision noch zwei Ziele: erstens die Verfligungsfreiheit der erblassenden Person zu
vergrossern und zweitens die faktische Lebenspartnerin oder den faktischen
Lebenspartner der verstorbenen Person vor Armut zu schitzen. Als Erstrat befasste
sich in der Herbstsession 2019 der Stéanderat mit dem entsprechenden Entwurf. Als
dessen Kernpunkte hob Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) die Aufhebung
des Pflichtteils der Eltern, die Verkleinerung desjenigen der Nachkommen und die
Begrenzung desjenigen der Ehegatten im Scheidungsverfahren, die Erhdéhung der
verflgbaren Quote bei Nutzniessungen, Detailabklarungen zur dritten Saule und zur
Herabsetzung sowie die Einflhrung eines gesetzlichen Unterstitzungsanspruchs fur
Uberlebende Konkubinatspartner hervor. Dieser letzte war der einzige Punkt, in dem die
Mehrheit der RK-SR ihrem Rat eine Abweichung vom bundesratlichen Entwurf
beantragte, indem sie auf einen solchen gesetzlichen Unterstitzungsanspruch
verzichten wollte.

In der Ratsdebatte stellte sich denn auch die erbrechtliche Situation der
Konkubinatspartner als die Achillesferse der Vorlage heraus. Fur einige Abgeordnete
ging der vom Bundesrat vorgesehene Unterstitzungsanspruch zu wenig weit, um die
Lebenssituation von im Konkubinat lebenden Personen tatséchlich abzubilden; dazu
wére laut Fabio Abate (fdp, TI) die Gleichbehandlung von Ehegatten und faktischen
Lebenspartnern nétig. Die vorliegende «Mini-Bonsai-Revision» vermége es nicht, das
Erbrecht an die Entwicklung der Gesellschaft anzupassen, kritisierte er. Anderen ging
die EinfUhrung eines solchen Unterstitzungsanspruchs dagegen zu weit. Andrea Caroni
wandte etwa ein, man kénne Konkubinatspaare nicht «ungefragt ins System der Ehe [...]
zwingen, sonst wirden sie ja faktisch zwangsverheiratet». Wer sich im Konkubinat
erbrechtlich absichern wolle, habe die Méglichkeit dazu - entweder durch Heirat oder
mit einem Testament - und wenn jemand darauf verzichten wolle, muisse dies
respektiert werden, forderte er. Um einerseits Zuwendungen fir den Lebenspartner
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oder die Lebenspartnerin sowie andererseits die Ubertragung eines Unternehmens
einfacher zu gestalten, wollte Raphaél Comte (fdp, NE) mit einem Minderheitsantrag die
Verflgungsfreiheit der erblassenden Person noch weiter erhéhen als der Bundesrat.
Fur die zwei genannten Zwecke sollte der Pflichtteil der Ehepartner und der Kinder im
Vergleich zum bundesratlichen Vorschlag noch einmal bis um die Hélfte verringert
werden kénnen. Dies ging der Ratsmehrheit jedoch zu weit und sie lehnte den Antrag
Comte mit 29 zu 14 Stimmen ab. Mehrere Redner sprachen sich unterdessen nicht
grundsatzlich gegen die Idee einer gesetzlichen Absicherung flr Konkubinatspartner
aus, lehnten jedoch den Unterstitzungsanspruch in der vorgeschlagenen Konzeption
ab. Da die Unterstutzung an die Lebenspartnerin oder den Lebenspartner der
verstorbenen Person von den Erben in Form einer Rente geleistet werden miusste,
deren anfanglich vom Gericht festgelegte Hohe nur bei einer Anderung der
Lebensverhéltnisse der berechtigten Person, nicht aber jener der Erben angepasst
werden konnte und diese Rente auch gegen den Willen der Erblasserin oder des
Erblassers eingefordert werden konnte, berge sie grosses Potenzial, familidren
Unfrieden zu stiften. Im vorgeschlagenen Unterstltzungsanspruch sah Beat Rieder (cvp,
VS) daher «eine wahre Goldgrube flir uns Anwalte». Mit 28 zu 12 Stimmen folgte die
Kantonskammer dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit und strich diesen Anspruch
aus dem Gesetz. Eine Minderheit Janiak (sp, BL) hatte am bundesréatlichen Vorschlag
festhalten wollen, um gewissermassen einen Notnagel fir Hartefalle zu haben.

In der Gesamtabstimmung spiegelte sich denn auch keine grundsatzliche Ablehnung,
aber doch eine gewisse Unzufriedenheit mit der Vorlage wider: Einstimmig, aber mit
neun Enthaltungen Uberwies der Standerat das Geschaft an den Nationalrat.
Stillschweigend genehmigte er zudem die Abschreibung der Motion Gutzwiller (fdp, ZH;
Mo. 10.3524), die die Revision des Erbrechts angestossen hatte, sowie des Postulats
Nantermod (fdp, VS; Po. 16.3416), das sich mit der Erbfolge in Patchworkfamilien befasst
hatte.

Nach der Annahme im Nationalrat wurde die Motion Fiala (fdp, ZH) fir eine
Eintragungspflicht von Vereinen mit internationalen Geldfliissen ins Handelsregister in
der Herbstsession 2019 im Stadnderat behandelt. Die RK-SR hatte den Vorstoss
vorberaten und empfahl dem Zweitrat die Ablehnung. In ihrer Begrindung verwies sie
auf die Botschaft des Bundesrates zur Anderung des Geldwaschereigesetzes (BRG
19.044), welche dem Parlament bereits friher im Jahr unterbreitet worden war. Durch
verschiedene Massnahmen solle die Gefahr des Missbrauchs von Schweizer Vereinen
fur die Geldwascherei und den Terrorismus reduziert werden, ohne legitime
Vereinsaktivitaten zu erschweren, so Kommissionssprecher Fabio Abate (fdp, TI). Unter
den vom Bundesrat vorgeschlagenen Anderungen befinde sich auch eine
Eintragungspflicht flr Vereine, welche Vermogenswerte im Ausland generieren oder
verteilen und somit einem erhdhten Risiko zur Terrorismusfinanzierung ausgesetzt
seien. Sowohl die Kommission als auch der Bundesrat waren sich einig, dass damit das
Anliegen der Motion erfillt werde und sich deren Annahme erlbrige. Die
Kantonskammer folgte diesen Empfehlungen und lehnte die Motion stillschweigend
ab. ™

Die parlamentarische Initiative Abate (fdp, Tl) zum Erbenaufruf betrifft den technischen
Teil der bereits laufenden Erbrechts-Revision, den der Bundesrat in eine separate
Vorlage ausgelagert hat. Die standeratliche Rechtskommission wollte deshalb den
Entwurf zum technischen Teil abwarten, bevor sie die Arbeiten zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative in Angriff nimmt. Der Stédnderat stimmte der
Fristverlangerung um weitere zwei Jahre in der Frihjahrssession 2020 stillschweigend
zu.
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Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Von einem «Vorstossrekord» schrieb das St. Galler Tagblatt rtckblickend auf das Jahr
2018. In der Tat wurden in diesem Jahr total 2'352 Vorstdsse eingereicht, was 9.6
Vorstdssen pro Ratsmitglied entsprach (2017: 9.0). Im Vergleich zum Vorjahr stark
zugenommen haben erneut die Interpellationen (764; 2017: 718) und die Fragen in der
nationalratlichen Fragestunde (750; 2017: 663). Aber auch Motionen wurden wesentlich
haufiger eingereicht als noch ein Jahr zuvor (463; 2017: 403). Auch wenn dieser Wert
der bisher hochste in der 50. Legislatur war, war man bei den Motionen noch weit vom
Spitzenwert von 2009 entfernt, als ganze 614 Motionen eingereicht worden waren. Im
Vergleich zum Vorjahr abgenommen hatten die eingereichten Anfragen (99; 2017: 102),
die Postulate (183; 2017: 204) und insbesondere die parlamentarischen Initiativen (93;
2017:129), deren Zahl gar unter das langjahrige Mittel von 98 fiel.

In den Medien wurde die grossere Betriebsamkeit mit den nahenden Wahlen erklart.
Die Parlamentsmitglieder wollten sich vor den anstehenden Wahlen bemerkbar
machen, meinte etwa Fabio Abate (fdp, TI), dessen Postulat gegen die «Vorstossflut>»
2016 abgelehnt worden war. Zum «Vorstosskonig», wie ihn die Aargauer Zeitung (AZ)
bezeichnete, wurde Carlo Sommaruga (sp, GE) mit 47 Vorstdssen gekront. Es handle
sich vor allem um Fragen in der Fragestunde, da er und die Burgerinnen und Burger mit
diesen «schnell und unkompliziert die Haltung des Bundesrates zu aktuellen Themen»
erfahren, erklérte der Genfer SP-Nationalrat. Bei hohere Kosten verursachenden
Motionen und Postulaten sei er zurtckhaltender. Weniger sei manchmal mehr, gab der
ebenfalls in der AZ befragte Markus Ritter (cvp, SG) zu Protokoll, der 2018 keinen
einzigen Vorstoss eingereicht hatte. Er frage den Bundesrat und die Verwaltung lieber
direkt an. Davon erfahre die Offentlichkeit zwar nichts, man erhalte aber sehr schnell
eine prazise Antwort. Zudem habe er als Bauernprasident genug Medienpréasenz. Dass
es Schwergewichte nicht noétig hatten, mit Vorstéssen Medienaufmerksamkeit zu
erheischen, zeigten gemass AZ auch FDP-Prasidentin Petra Gossi (fdp, SZ) und SP-
Président Christian Levrat (sp, FR) sowie Gewerkschaftschef Paul Rechsteiner (sp, SG)
und Gewerbeverbandsprésident Jean-Francois Rime (svp, FR), die 2018 ebenfalls
keinen einzigen Vorstoss eingereicht hatten. Freilich ist es verkirzt,
Parlamentsmitgliedern  zu unterstellen, dass sie Vorstdsse lediglich als
Aufmerksamkeitsinstrument nutzen. Vielmehr handelt es sich bei Motionen, Postulaten
und parlamentarischen Initiativen um zentrale Instrumente der Legislative. Eine
Zunahme an Vorstéssen kann deshalb auch als Zeichen fur ein aktives Parlament, das
seine Aufgabe wahrnimmt, interpretiert werden.

Im Vergleich zu 2017 hatten auch die Aufgaben, die dem Parlament von aussen
aufgegeben worden waren, zugenommen: So wurden den Parlamentsmitgliedern 2018
87 Bundesratsgeschéfte (2017: 67), 26 Standesinitiativen (2017: 22), 34 Wahlgeschéfte
(2017: 23) und 30 Petitionen (2017: 22) neu vorgelegt.

Den Raten wurde aber 2018 nicht nur mehr Arbeit auferlegt; sie erledigten in diesem
Jahr mit total 2'428 auch Uberdurchschnittlich viele Vorstésse und Geschéfte (2017:
2'396; Schnitt 2000 bis 2018: 2'403). Allerdings war die Arbeitslast dabei relativ
ungleich verteilt. Die Zunahme an erledigten Vorlagen war namlich praktisch
ausschliesslich den im Vergleich zu den Vorjahren wesentlich haufiger beantworteten
Interpellationen (725; 2017: 628) und Fragen in der Fragestunde (750; 2017: 663)
geschuldet. Hier liegt die Arbeitslast aber insbesondere bei der Verwaltung und weniger
beim Parlament. Dieses erledigte 2018 hingegen weniger Postulate (273; 2017: 303),
weniger Motionen (360; 2017: 458) und auch weniger parlamentarische Initiativen (101;
2017: 104) als im Vorjahr. Zudem nahm auch die Zahl der erledigten
Bundesratsgeschafte (62; 2017: 74), Standesinitiativen (28; 2017: 26) und Petitionen (20;
2017: 26) im Vergleich zu 2017 ab. Einzig bei den Wahlgeschéften gab es 2018 (28) fur
das Parlament etwas mehr zu tun als 2017 (26).

Einen Einblick in den Arbeitsaufwand eines Parlamentariers gab Konrad Graber (cvp, LU)
in einer Kolumne in der Luzerner Zeitung. Fir die Sommersession seien 120 Geschafte
traktandiert, fur die er rund drei Wochen vor Beginn der Session Unterlagen erhalte:
Botschaften fur Bundesratsgeschafte, Berichte und Antrage der Kommissionen;
«schatzungsweise ein Kilo Papier», das neben den zahlreichen Ratschlagen und
Empfehlungen verschiedener Lobbyorganisationen bearbeitet werden musse.

Von den 360 im Jahr 2018 erledigten Motionen wurden 110 angenommen (30.6%), was
im langjédhrigen Schnitt (2000-2018: 21.7%) eine hohe Erfolgsquote darstellte. Je 43
Motionen wurden zurlickgezogen (11.9%; 2017: 20.7%) bzw. unbehandelt abgeschrieben
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(11.9%; 2017: 10.7%) und ein Viertel (88, 24.4%; 2017: 18.3%) schaffte immerhin die
Hirde des Erstrats. Auch die Erfolgsquote der Postulate war mit 68.9 Prozent im Jahr
2018 ausserordentlich hoch (2017: 54.1%; Schnitt: 49.3%): Von den 273 erledigten
Postulaten wurden 188 angenommen. Von den 85 nicht erfolgreichen Postulaten lehnte
das Parlament 40 (14.7%; 2017: 25.7%) ab; 18 (6.6%; 2017: 12.9%) wurden zurlickgezogen
und 27 (9.9%; 2017: 7.3) wegen Verjéhrung abgeschrieben. *

Parlamentsorganisation

Die Anzahl Vorstosse, die von den Mitgliedern beider Rate eingereicht wird, steigt von
Jahr zu Jahr, wie etwa die jlingsten Auswertungen aus den Jahren 2015 und 2016
verdeutlichen. Berechnungen zeigen, dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier
im Jahr 2000 insgesamt 760 parlamentarische Initiativen, Motionen oder Postulate
eingereicht hatten. Innert 15 Jahren hatte sich diese Zahl fast verdoppelt, auf insgesamt
rund 1'300 Vorstdsse, wobei 2009 gar rund 1'400 Vorstdsse gezahlt wurden.

Die mit der hohen Zahl eingereichter Ideen verbundene Arbeitsbelastung fur Parlament
und Verwaltung war bereits fruher Gegenstand verschiedener Reformvorschléage
gewesen. Diese hatte aber damals das gleiche Schicksal ereilt wie aktuell das Postulat
Abate (fdp, TI) mit dem etwas martialischen Titel "Wehret der Vorstossflut!". Der
Tessiner Standerat forderte eine Prifung von Mdglichkeiten, mit denen die Zahl der
Vorstdsse eingeschrankt werden koénnte. Das Biro-SR empfahl die Ablehnung des
Vorstosses, weil Vorstdsse das wichtigste parlamentarische Handlungswerkzeug
darstellten und der Standerat hinsichtlich der Nutzung dieser Werkzeuge, im Gegensatz
zum Nationalrat, eher Zurlckhaltung zeige. Sollte die grosse Kammer hier aber
Handlungsbedarf sehen, so sei es an ihr selber, am besten mit einer parlamentarischen
Initiative, tatig zu werden. Der Standerat lehnte den Vorstoss in der Sommersession
2016 diskussionslos ab. ™

«Weniger Aktivismus im Parlament» vermutete das St. Galler Tagblatt, weil die
Parlamentsmitglieder im Jahr 2016 den 2015 einsetzenden Trend hin zu etwas weniger
lancierten Vorstossen zu bestatigen schienen. Auch die NZZ stellte eine «gedrosselte
Gesetzesproduktion» fest. In der Tat auferlegten sich die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit total 1'972 parlamentarischen Vorstdssen (Motionen, Postulate,
Interpellationen, Anfragen und Fragen in der Fragestunde) und parlamentarischen
Initiativen zum ersten Mal seit 2008 wieder weniger als 2'000 Auftrage. Pro Kopf
bedeutete dies rund 8 Anliegen. Der Rickgang im Vergleich zum Vorjahr war
insbesondere bei den Motionen (342; 2015: 404) und den Postulaten (174; 2015: 238)
augenféllig. Rickladufig waren zudem die Fragen in der Fragestunde (607; 2015: 638) und
die Anfragen (87; 2015: 98). Die Interpellationen (656; 2015: 627) und auch die
parlamentarischen Initiativen (106; 2015: 101) hatten hingegen zugenommen.

Auch bei der Zahl der dem Parlament von aussen auferlegten Aufgaben war 2016 ein
Rickgang zu verzeichnen. So legte der Bundesrat 72 Geschafte (Botschaften, Berichte)
vor, drei weniger als noch 2015. 2016 wurden zudem weniger Standesinitiativen (19;
2015: 28) und weniger Petitionen (23; 2015: 45) eingereicht als im Vorjahr und es
standen weniger Wahlgeschafte an (29; 2015: 30).

Freilich war vielen Akteuren der «enorme Vorstossausstoss» (Berner Zeitung) bzw. die
«Vorstossflut» nach wie vor ein Dorn im Auge. So wollte sich etwa Fabio Abate (fdp, TI)
mit einem Postulat dagegen wehren, weil jeder Vorstoss im Schnitt Kosten von CHF
6'100 verursache. Die rege Anwendung parlamentarischer Instrumente zeuge allerdings
auch von einem aktiven und selbstbewussten Parlament. Eine Studie der Universitat
Bern zeigte zudem, dass jungere Parlamentarierinnen und Parlamentarier und solche,
die neu im Parlament sind, vergleichsweise mehr Vorstdsse einreichen als solche, die
schon langer dabei sind.

Die Vorstossflut ist mit der Arbeitslast der Parlamentarierinnen und Parlamentarier
verknlpft, mussen lancierte Vorstosse und vorgelegte Geschéfte doch abgearbeitet
werden. Hier war das Parlament, gemessen an der reinen Zahl bearbeiteter Geschéfte,
weniger arbeitsam als im Vorjahr. 2016 wurden 2'326 Geschéfte erledigt (2015: 2'5690),
darunter 87 Geschéfte des Bundesrats (2015: 90), 26 Wahlgeschafte (2015: 30), 32
Standesinitiativen (2015: 34) und 39 Petitionen (2015: 41). Auch die eigenen Vorstdsse
wurden 2016 mit Ausnahme der Postulate etwas weniger abgebaut als 2015: 82
parlamentarische Initiativen (2015: 92), 457 Motionen (2015: 546) und 288 Postulate
(2015: 246) konnten erledigt werden und 1'315 Interpellationen, Anfragen oder Fragen
bei Fragestunden wurden beantwortet (2015: 1'511).

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BUHLMANN

Doch was bedeutet «erledigt»? Bei den Motionen und den Postulaten lasst die
Geschéaftsdatenbank «Curia Vista» diesbezutglich Antworten zu. Von den total 457 im
Jahr 2016 erledigten Motionen wurden 131 angenommen und an den Bundesrat
Uberwiesen. Dies entsprach einer Erfolgsrate von 28.7 Prozent, was hdher war als 2015
(25.8%) und auch das langjahrige Mittel (2000-2016: 22.9%) deutlich Gberstieg. Von den
restlichen Motionen wurden 86 zurlckgezogen (18.8%; 2015: 6.8%), 82 wegen
verstrichener Frist oder Ausscheidens aus dem Rat abgeschrieben (17.9%; 2015: 41.6%)
und deren 158 abgelehnt (34.6%; 2015: 25.8%), wobei 85 davon immerhin noch die
Hurde des Erstrates genommen hatten (18.6%; 2015: 17.0%). Erfolgreicher als die
Motionen waren die Postulate, die 2016 von den Raten behandelt wurden. Mehr als die
Halfte (63.5%) und damit mehr als 2015 (46.7%) und mehr als der langjéhrige Schnitt
(2000-2016: 46.5%) wurden angenommen. 10.4 Prozent aller 2016 als erledigt
klassifizierter Postulate wurden zurlickgezogen (2015: 7.3%), 9.7 Prozent abgeschrieben
(Fristablauf oder Ausscheiden aus dem Rat; 2015: 29.3%) und 26.4 Prozent abgelehnt
(2015:16.7%). ™

Ranglisten haben etwas Eingangiges: Mit ihrer Hilfe lassen sich vermeintliche
Unterschiede fest- und darstellen. So versuchen O&fters auch die Medien
Parlamentarierinnen und Parlamentarier einzuordnen und zu vergleichen. 2017
prasentierte die Sonntagszeitung ein Parlamentarierrating, mit welchem der Einfluss
aller Parlamentsmitglieder gemessen werden sollte, und die NZZ wartete mit ihrem
jahrlichen Links-Rechts-Rating auf.

Der Einfluss wurde in der Sonntagszeitung anhand der Kommissionszugehorigkeit, der
in den Raten vorgebrachten Voten, der Anzahl erfolgreicher politischer Vorstosse, der
Amter im Rat und in der Partei, der Medienprasenz und dem ausserparlamentarischen
Beziehungsnetz gemessen. Zwar wies die Zeitung nicht aus, wie sie diese Elemente
miteinander verknlpfte und gewichtete, die Rangliste diente ihr aber als Grundlage fur
immerhin drei ganze Zeitungsseiten. Laut den Berechnungen war SP-Parteipréasident
Christian Levrat (FR) in den Jahren 2015-2017 der einflussreichste Parlamentarier,
gefolgt von Pirmin Bischof (svp, SO) und Gerhard Pfister (cvp, ZG). Die «Flop 15» - so die
Sonntagszeitung - wurden angefihrt von Géraldine Marchand-Balet (cvp, VS), Hermann
Hess (fdp, TG) und David Zuberbihler (svp, AR). Die Rangierungen verleiteten die
Zeitung zu weiteren Analysen: So sei der Einfluss der SVP und der FDP, gemessen am
Anteil Fraktionsangehoriger unter den Top 50, verglichen mit dem Rating 2014
gestiegen und der Einfluss des Kantons Zlrich gesunken. Mit einem Vergleich der
Rangliste hinsichtlich Medienpréasenz und dem Gesamtrang konnte die Zeitung zudem
«die grossten Blender» ausmachen. Zwar haufig in den Medien, aber sonst nur wenig
einflussreich waren laut dieser Berechnung etwa Tim Guldimann (sp, ZH), Andreas
Glarner (svp, AG) oder Benoit Genecand (fdp, GE). Einzelne Regionalzeitungen
diskutierten in der Folge «ihre» kantonalen Vertreterinnen und Vertreter. Solche
Ratings seien nicht entscheidend, aber es fihle sich immer gut an, wenn man vorne sei,
beurteilte Christian Levrat die Auswertung.

Wichtigste Erkenntnis der von der NZZ préasentierten Links-Rechts-Positionierung, die
seit 1999 jahrlich auf der Basis von in den Raten durchgefihrten Abstimmungen von der
Forschungsstelle Sotomo durchgefiuhrt wird - auch in der NZZ wurde die Methode zur
Messung von Links und Rechts lediglich sehr kryptisch mit den Begriffen «D-Nominate»
und «Alpha-Nominate» angedeutet und dem Hinweis versehen, dass diese Methode fur
den amerikanischen Kongress entwickelt worden seien und die ideologische Position
der Abgeordneten messe -, war die zunehmende Fraktionsdisziplin. Der Druck, auf
Fraktionslinie zu stimmen, habe dazu gefiihrt, dass es kaum noch Uberlappungen in der
ideologischen Positionierung zwischen den einzelnen Parteien gebe. Vor allem die CVP
- sie variiert auf der Gesamtskala von -10 (links) bis +10 (rechts) zwischen 0.2 (Gerhard
Pfister) und -1.7 (Barbara Schmid-Federer, ZH) - sei wesentlich geschlossener als
friher, als sie noch Fraktionsmitglieder gehabt habe, die sich am rechten Rand bei der
Position von (linken) FDP- und SVP-Mitgliedern befunden und am linken Rand die
«rechten Ausléaufer der SP» berlUhrt hatten. Die FDP-Mitglieder, die Positionen
zwischen 0.3 (Christa Markwalder, BE) und 2.4 (Bruno Pezzatti, ZG) einnahmen, sowie
die SVP-Mitglieder (Jean-Pierre Grin, VD: 6.1 bis Erich Hess, BE: 10.0) lagen ziemlich
weit auseinander. Der Median des gesamten Nationalrats verlief genau zwischen der
CVP und der FDP. Auf der Ratslinken gab es mehr ideologische Gemeinsamkeiten: Zwar
war die SP insgesamt etwas linker als die Grinen - die Werte variierten bei den
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten zwischen -8.2 (Chantal Galladé, ZH) und
-9.9 (Silvia Schenker, BS) und bei den Griinen zwischen -9.4 (Lisa Mazzone, GE) und -7.8
(Bastien Girod, ZH) -, aber die Durchmischung war wesentlich stéarker als im Block der
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Blrgerlichen. Die grosste Geschlossenheit wies die GLP auf, bei der sich Kathrin
Bertschy (BE) und Tiana Angelina Moser (ZH) mit einem Wert von -3.0 ideologisch nur
marginal von Martin Bdumle (ZH, -2.7) entfernt positionierten. Die BDP wies mehr
Varianz auf: Sowohl Rosmarie Quadranti (ZH, -1.6) als auch Hans Grunder (BE, -0.2)
fanden sich ideologisch leicht links der Mitte. Interessant war, dass sich die
Kleinstparteien am Rand ihrer Fraktionen ansiedelten. Sowohl die Lega und das MCG
bei der SVP-Fraktion, als auch die EVP bei der CVP-Fraktion wiesen im Rating
ideologische Differenzen zu ihrer Fraktion auf.

Im Sténderat waren zwar die verschiedenen Parteien ebenfalls voneinander getrennt, es
kam aber zwischen CVP und FDP zu Uberlappungen und die Gesamtvarianz der
Positionen in der kleinen Kammer war geringer. Sie reichte von Liliane Maury Pasquier
(sp, GE; -8.3) bis Peter Foéhn (svp, SZ; 9.8), wobei sich Letzterer am rechten Rand
ziemlich alleine auf weiter Flur befand, gefolgt von Werner Hosli (svp, GL; 7.6). Bei der
FDP gesellten sich Fabio Abate (TI, -0.2) und vor allem Raphaél Comte (NE; -1.6) zum
Lager der CVP, das von -2.4 (Anne Seydoux-Christe, JU) bis O (Isidor Baumann, UR)
reichte. Am rechten Rand der FDP politisierte Philipp Muller (AG, 3.4) und lag damit
nahe bei Thomas Minder (SH, 4.8), der als Parteiloser der SVP-Fraktion angehért. Von
der SP sassen mit Pascale Bruderer (AG, -5.2) , Claude Janiak (BL, -5.5), Hans Stockli
(BE, -5.6) und Daniel Jositsch (ZH, -5.6) vier im Vergleich zum Nationalrat ziemlich
gemassigte Genossinnen und Genossen in der kleinen Kammer.

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Mit den Sitzverschiebungen wurden auch zahlreiche neue Reprasentantinnen und
Reprasentanten nach Bern gewéhlt. Auf 81 der insgesamt 246 Sitzen sassen
Neugewahlte. 38 zurlickgetretene sowie 28 nicht wiedergewahlte Nationalratinnen und
Nationalrate sowie zwoIf zurlickgetretene und drei nicht wiedergewéahlte
Standeratinnen und Stédnderédte wurden ersetzt. Damit lag die Erneuerungsrate des
Parlaments bei 33% und war wesentlich héher als noch 2007 (28%; 69 Neugewahlte). In
beiden Kammern wurde also rund ein Drittel des Personals ausgetauscht. Von den 15
neuen Standeraten waren sieben vormals Nationalrate: Abate (fdp, Tl), Bischof (cvp, SO),
Bruderer (sp, AG), Haberli-Koller (cvp, TG), Rechsteiner (sp, SG), Stockli (sp, BE) und
Theiler (fdp, LU). Alle diese Werte lagen lUber dem langjahrigen Durchschnitt: im Schnitt
treten 40 National- und 12 Standerétinnen und -rate zurtck. Zuséatzlich werden
durchschnittlich 21 National- und drei Stéanderatinnen und -rate nicht wiedergewahlt
und im Mittel wechseln 5 Nationalratinnen und -réte in den Standerat. ”

Spannung verhiess der Wahlkampf im Kanton Solothurn, traten doch gegen den
Bisherigen Roberto Zanetti (sp) mit Pirmin Bischof (cvp) und Kurt Fluri (fdp), der den
durch den Rucktritt von Rolf Buttiker frei gewordenen Sitz fur den Freisinn verteidigen
sollte, sowie Walter Wobmann (svp) gleich drei amtierende Nationalrdte an. Wobmann,
Fluri und Bischof bewarben sich zudem auch gleichzeitig wieder flr eine Vertretung in
der grossen Kammer. Die Tierpartei, fur die Barbara Banga-Schaad antrat, galt hingegen
zum Vornherein als chancenlos. Die BDP unterstitzte zwar die Kandidaten von FDP und
CVP, zu einem symbolischen blrgerlichen Schulterschluss kam es aber nicht. Weder die
CVP noch die FDP oder die SVP unterstutzten einen Kandidierenden der anderen
burgerlichen Parteien.

Tatsachlich kam es zu einem zweiten Wahlgang, allerdings nur noch um einen der
beiden Sitze, da Zanetti (sp) mit 44'796 Stimmen bereits im ersten Umgang das absolute
Mehr erreicht hatte. Neben dem zweitplatzierten Bischof (41'529) trat auch der
Uberraschend deutlich distanzierte Fluri (29'392 Stimmen), nicht aber Wobmann
(25'356) und Banga-Schaad (5'764) noch einmal an. Zusatzlich reichte der Parteilose
Peter Brudermann seine Kandidatur ein. Fir Wirbel sorgte der abgetretene Standerat
Buttiker (fdp), der durchblicken liess, dass er flir den zweiten Wahlgang antreten wiirde,
eine Kandidatur dann aber im letzten Moment ausschloss. Die BDP unterstitzte den
FDP-Kandidierenden. Fluri schaffte es mit 23'440 Stimmen allerdings trotz dieser
Unterstltzung nicht, den Sitz der FDP, der sich seit 1848 in der Hand des Freisinns
befunden hatte, zu verteidigen. Grinde flr die historische Niederlage waren - neben
dem Wirbel um Buttiker - wohl auch die Beliebtheit von Bischof (31'829 Stimmen) Uber
die CVP-Grenzen hinaus aber auch die explizite Nicht-Unterstitzung des FDP-
Kandidaten durch die SVP, die ihrer Wahlerschaft empfohlen hatte, leer einzulegen,
weil sowohl Fluri als auch Bischof Christoph Blocher als Bundesrat abgewéahlt hatten.
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Brudermann blieb erwartet chancenlos, erhielt aber immerhin 11% der Stimmen (6'844).
Die Beteiligung am zweiten Umgang betrug 36,7%. ®

Im Kanton Tessin traten beide Amtsinhaber wieder zu den Standeratswahlen an.
Filippo Lombardi von der CVP sass bereits seit 1999 fur den Kanton in der kleinen
Kammer und wollte sich nun fir eine flinfte Legislatur bestatigen lassen. FDP-Standerat
Fabio Abate war hingegen erst seit 2011 im Amt und nahm seine erste
Wiederwahlkampagne in Angriff. Finf weitere Anwarter machten den Amtsinhabern die
Sitze streitig. Die Lega und die SVP schickten mit Battista Ghiggia wie schon 2011 einen
gemeinsamen Kandidaten ins Rennen. Im linken Lager wollte die SP mit Roberto
Malacrida endlich wieder zum Erfolg kommen. Die Grinen préasentierten ihrerseits mit
Sergio Savoia einen eigenen Kandidaten. Der Kandidat der Kommunistischen Partei,
Demis Fumasoli, sowie Germano Mattei von Montagna Viva rundeten das Kandidatenfeld
ab.

Der linken Doppelkandidatur war ein Streit zwischen Sozialdemokraten und Grinen
vorausgegangen. Die Tessiner Griinen waren fur ihre national abweichenden Positionen
bekannt, beispielsweise wenn es um Themen wie Migration und Personenfreiziigigkeit
ging. lhr Parteikoordinator Sergio Savoia hatte in den vergangenen Jahren bei diesem
Kursschwenk der Tessiner Grlinen eine wichtige Rolle gespielt. Obwohl ihm
vorgeworfen wurde, zu stark dem Rechtspopulismus der Lega nachzueifern, konnte er
Erfolge bei den kantonalen Wahlen 2011 vorweisen. Der Rechtsdrall fuhrt jedoch zu
Misstonen zwischen der kantonalen Partei und der Tessiner SP und die Kandidatur
ausgerechnet von Savoia stiess der SP sauer auf. Die Grinen ihrerseits verlangten von
der SP als Bedingung fur eine Listenverbindung bei den Nationalratswahlen den
Verzicht auf eine eigene Standeratskandidatur. Zwar war der SP ohne Zweifel klar, dass
ein Sitzgewinn im Nationalrat stark vom Zusammenspannen mit den Grinen abhéngen
wirde. Der Poker der Grliinen - in den Medien auch als «Erpressung» betitelt - ging
jedoch nicht auf und die Sozialdemokraten traten mit einem eigenen Kandidaten,
Roberto Malacrida, an. Den burgerlichen Parteien konnte der Zwist im linken Lager nur
recht sein. Filippo Lombardi galt freilich ohnehin als ungefahrdet, da er sich im
Stdkanton einer &usserst grossen Beliebtheit erfreute. Die erneute Kandidatur
verdankte der CVP-Standerat einer Statutenédnderung seiner Partei, womit eine flnfte
Amstzeit Uberhaupt erst ermdglicht wurde. Gefahr drohte deshalb hauptsachlich dem
noch amtsjungen FDP-Standerat Fabio Abate. Nachdem ihn vor vier Jahren SP-Kandidat
Franco Cavalli in Bedréngnis brachte, wurde dieses Mal eher dem Lega-Kandidaten
Ghiggia gute Chancen zugerechnet, dem FDP-Amtsinhaber gefahrlich zu werden.

Der von den Medien prognostizierte zweite Wahlgang wurde Tatsache, weil bei einer
Wahlbeteiligung von 53.9 Prozent, keiner der Tessiner Kandidaten das absolute Mehr im
ersten Durchgang erreichte. Das Spitzenresultat gehorte wie erwartet CVP Standerat
Filippo Lombardi, der 43'897 Stimmen erhielt. FDP-Amtsinhaber Fabio Abate folgte mit
40'604 Stimmen. Lega-Anwarter Battista Ghiggia erwies sich in der Tat als
hartnackigster Verfolger. Er kam auf insgesamt 36'307 Stimmen. Abgeschlagen auf dem
vierten Platz landete SP-Kandidat Roberto Malacrida mit 23'030 Stimmen. Ohne
Chance blieb auch der Grine Spitzenkandidat Sergio Savoia der nur gerade 14'412
Stimmen auf sich vereinte. Auf den hintersten Réngen folgten ausserdem Germano
Mattei mit 6'838 Stimmen und Demis Fumasoli mit 4'623 Stimmen. Das gute
Abschneiden des vor den Wahlen kaum bekannten Lega-Kandidaten Ghiggia sorgte bei
vielen flr Erstaunen. Zwar war der Vorsprung Abates nicht unkomfortabel, aber Ghiggia
konnte dem FDP-Kandidaten durchaus noch geféhrlich werden. Neben Ghiggia und den
beiden Amtsinhabern traten auch Roberto Malacrida und Sergio Savoia nochmals an,
gleichwohl beiden nach dem enttéduschenden Abschneiden im ersten Wahlgang kaum
Chancen attestiert wurden. Einzig die Letztplatzierten, Germano Mattei und Demis
Fumasoli, zogen sich aus dem Rennen zurlck.

Im zweiten Wahlgang anderte sich - bei einem starken Rlckgang der Beteiligung auf
44.5 Prozent - an der Reihenfolge des ersten Wahlgangs nichts: Filippo Lombardi mit
39'921 Stimmen und Fabio Abate mit 39'585 Stimmen schafften die Wiederwahl. Mehr
als nur im Nacken blieb ihnen freilich Battista Ghiggia. Der Lega-Kandidat verpasste mit
37'930 Stimmen den erhofften Coup nur sehr knapp. Damit war er auch der einzige
Kandidat, welcher seine Stimmenzahl im zweiten Durchgang noch steigern konnte.
Erwartet abgeschlagen blieben Roberto Malacrida mit 17'120 Stimmen und Sergio Savoia
mit 10'614 Stimmen. Im Tessin setzten sich damit die CVP- und FDP-Amtsinhaber
erneut durch.
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En vue des élections fédérales dans le canton du Tessin, 150 candidatures et 23 listes
ont été déposées pour le Conseil national. Ces chiffres ont dépassé le record de 2015,
quand 122 personnes s'étaient portées candidates sur 18 listes (68 candidatures et 11
listes en 2011). Avec 54 candidates, la part des femmes s'est élevée a 36 pour cent de
I'ensemble des candidatures (26.2% en 2015). En outre, 17 des 23 listes émanaient des
principaux partis, a savoir le PLR, la Lega, le PDC, le PS, I'UDC et les Vert.e.s. L'une des
raisons pour cette augmentation résidait dans I'assouplissement des exigences
fédérales en matiere de soumission des candidatures et des listes. Grace a une
modification de la loi fédérale sur les droits politiques (LDP), les partis ont été, pour la
premiere fois, exemptés de collecter des signatures pour présenter plusieurs listes. Ils
devaient cependant étre enregistrés aupres de la Chancellerie fédérale, représentés au
Conseil national et avoir obtenu au moins 3 pour cent des voix dans leur canton lors des
derniéres élections. Auparavant, les partis n'étaient exemptés de la récolte de
signatures seulement s'ils ne présentaient qu'une liste. Cette hausse s'est également
observée ailleurs en Suisse.

Pour la premiere fois dans I'histoire du canton, trois grands blocs se sont fait face lors
de I'élection au Conseil national. Comme en 2015, sur la droite de I'échiquier politique,
la Lega dei ticinesi et I'UDC ont conclu une alliance. Au centre, un grand regroupement
entre le PLR, le PDC et le PVL a vu le jour. Enfin, les Vert.e.s et le PS se sont apparentés
a gauche, alors qu'en 2015, ils s'étaient lancés séparément dans la bataille. Un article du
Corriere del Ticino a mis en évidence I'importance que peuvent revétir les
apparentements: en 2015, plus d'un dixieme des parlementaires Suisse auraient été
élus grace a ceux-ci, principalement des socialistes et des démocrates-chrétien.ne.s. A
I'inverse, I'UDC a elle été le plus souvent désavantagée par ces alliances. Sans elles, le
parti agrarien aurait possédé 35 pour cent des sieges lors de la derniére législature,
alors qu'il en a effectivement obtenu 32.5 pour cent.

Dans le canton du Tessin, de nombreux scénarios étaient envisageables. L'alliance entre
PLR et PDC, pourtant adversaires historiques dans le canton du sud des Alpes, était
principalement due a la crainte de perdre des plumes face aux blocs unis formés a
droite et a gauche. Entre 2015 et 2019, les deux partis bourgeois ont partagé quatre des
huit siéges tessinois, et ils espéraient bien sir rester au méme niveau pour la législature
suivante. Pour le PLR, le danger était d'autant plus réel que le parti devait faire sans le
sortant Giovanni Merlini pour défendre ses deux sieges. Celui-ci s'est en effet
exclusivement présenté au Conseil des Etats, ol il a visé la succession de son camarade
Fabio Abate (plr), qui a décidé de se retirer de la politique fédérale. Ainsi, Rocco
Cattaneo (plr), arrivé dans la Berne fédérale en cours de législature, a la suite de
|'élection d'lgnazio Cassis au Conseil fédéral, était le seul sortant PLR. Du cété du PDC,
les conseillers nationaux Fabio Regazzi et Marco Romano, élus depuis 2011, se sont
présentés pour un nouveau mandat.

A gauche, I'objectif était de conquérir un deuxiéme siége. Chez les socialistes, Marina
Carobbio Guscetti, au national depuis 2007, était également candidate & la chambre
haute. Gréce a son statut de présidente du Conseil national, la présidente de
I'association suisse des locataires (ASLOCA) a été trés en vue dans la presse au cours de
I'année 2019, ce qui pouvait jouer en sa faveur. A ses cotés, on retrouvait notamment
Franco Cavalli, qui s'est présenté sous les couleurs du ForumAlternatif, sur une liste
commune avec les Vert.e.s. L'oncologue de renommée internationale avait déja siégé au
national, entre 1995 et 2007, sous la banniére socialiste. Les Vert.e.s et la gauche
alternative ont également compté parmi leurs rangs l'ancienne députée au Grand
Conseil Greta Gysin, qui s'est portée candidate pour les deux chambres. Enfin, la droite
avait pour but de maintenir ses trois siéges. Elu depuis 2015, le vice-président de I'UDC
Marco Chiesa était également candidat aux Etats. Du coté de la Lega, deuxiéme
formation du canton en 2015, les député.e.s Roberta Pantani et Lorenzo Quadri, qui
siégeaient tous deux depuis 2011 a Berne, ont brigué un nouveau mandat. Pour la «Ligue
des Tessinois», il était important d'envoyer & Berne des représentantes et
représentants capables de défendre les intéréts du canton, notamment en termes de
relations internationales, a précisé le parti nationaliste. Celui-ci a notamment réitéré
son discours sur la préférence indigéne a I'embauche, souhaitant une application
stricte de celle-ci, contrairement a ce qui a été mis en place suite a I'initiative contre
I'immigration de masse.

Avec une participation de 49.8 pour cent (-4.6pp par rapport a 2015), le principal
enseignement de |'élection a été la perte d'un siége a droite, qui a basculé dans le sérail
de la gauche. En récoltant 12.1 pour cent des voix (+8.6pp par rapport a 2015), les
vert.e.s ont réalisé un spectaculaire bond en avant qui leur a permis de ravir un fauteuil.
Celui-ci est revenu a Greta Gysin, élue avec 19'952 suffrages. Avec 14.1 pour cent (-
1.8pp), le PS a conservé son siége. Portée par la vague verte qui a déferlé dans toute la
Suisse et n'a pas épargné le sud des Alpes, I'alliance de gauche a été un succes. La Lega
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a fait les frais de ce dernier: avec 16.9 pour cent des voix (-4.8pp), elle a d0 céder un
mandat. Roberta Pantani (21'414 voix) s'est fait devancer par Lorenzo Quadri (23'068
voix) et ne retournera pas sous la coupole pour la prochaine législature. En légere
progression (11.7%, +0.4pp), I'UDC a conservé son siége. Celui-ci est revenu a Piero
Marchesi (12'315 voix), car Marco Chiesa, mieux élu avec 18'900 suffrages, a accédé au
Conseil des Etats. De la méme maniére, le siége socialiste sera occupé par Bruno Storni
(13'737 voix), apres que Marina Carobbio Guscetti (22'996 voix) a été élue a la chambre
haute.

Méme si le PLR a enregistré un recul de 3.2pp, le parti a conservé son statut de
premiere force du canton avec 20.5 pour cent des voix. Le chef du groupe PLR au
Grand Conseil, Alex Farinelli, en recueillant 30'036 voix, s'est non seulement offert le
luxe de se placer devant son collége Rocco Cattaneo (26'285 voix), mais aussi de
devenir le candidat le mieux élu du canton. Les deux sortants PDC ont également été
reconduits pour une législature. Fabio Regazzi a récolté 24'989 voix, alors que 24'520
bulletins portaient le nom de Marco Romano. Le PDC, comme son allié PLR, a enregistré
un recul de 1.9pp pour s'établir a 18.2 pour cent. Les autres formations ont a peine
dépassé 1 pour cent des voix. Pour la 51éme législature, la délégation tessinoise au
Conseil national sera donc composée de 2 PLR, 2 PDC, 1 PS, 1 Verte, 1 UDC et 1 membre
de la Lega. Seule femme tessinoise au national, Greta Gysin sera accompagnée a Berne
par Marina Carobbio Guscetti au Sénat. %

Lors des élections fédérales de 2019, 9 personnes se sont portées candidates pour le
Conseil des Etats dans le canton du Tessin. Parmi celles-ci, on a retrouvé le sortant
Filippo Lombardi (pdc), considéré comme un poids-lourd de la politique fédérale.
Sénateur depuis 1999, le président du groupe PDC depuis 2014, a brigué un sixieme
mandat. Pour cela, il a bénéficié une seconde fois d'une dérogation accordée par la
section cantonale du parti. En revanche, son collegue Fabio Abate (plr) a renoncé a se
représenter. Aprés avoir siégé onze ans au Conseil national, il avait succédé a Dick
Marty (plr) a la chambre haute en 2011. En réponse aux questions du Corriere del Ticino,
il s'est défendu de partir trop tot, arguant que «ca n'est jamais le bon moment pour
partir: plus on avance, plus on peut justifier sa présence dans une assemblée par
|'expérience. Mais plus on reste, plus on acquiert de |'expérience». Aprés deux
|égislatures, il a donc estimé qu'il était temps de laisser la place & d'autres. Pour
défendre le siege PLR, le conseiller national Giovanni Merlini est monté au front. Celui-
ci a décidé de se présenter uniquement aux Etats, assumant le risque d'étre exclu de la
politique fédérale en cas de revers. Le siége laissé vacant par Abate a aussi attisé
|'appétit des autres formations politiques. Aprés avoir échoué a moins de 2000 voix
d'Abate lors du deuxiéme tour de 2015, le candidat de la Lega Battista Ghiggia est
reparti au combat pour ces élections fédérales, sur un ticket commun avec I'UDC Marco
Chiesa. Le vice-président du parti suisse a visé la chambre haute en plus de sa
candidature pour le national. La donne était similaire a gauche: la conseillere nationale
socialiste Marina Carobbio Guscetti était candidate en duo avec la verte Greta Gysin.
L'accord entre socialistes et vert.e.s, renforcé encore par le parti communiste et le
mouvement Forum alternatif, nourrissait I'ambition de faire entrer une femme
progressiste a la chambre de réflexion. Cette collaboration entre forces de gauche s'est
articulée autour de sept themes politiques spécifiques tels que la lutte contre les
inégalités de genre et de salaire, la lutte contre le réchauffement climatique, la
nécessité d'une assurance-maladie publique et unique ou encore la lutte contre la
concurrence fiscale. Présidente du Conseil national en 2019, Marina Carobbio Guscetti
pouvait espérer profiter de la visibilité et de I'attention que la presse lui avait accordé
pour bousculer le tandem PLR-PDC. Autant & gauche qu'a droite, il avait été convenu
que le candidat ou la candidate avec le meilleur score au premier tour bénéficierait du
plein soutien de l'alliance en vue du second tour, alors que l'autre candidat.e se
retirerait. En raison des unions sacrées des deux cbdtés de I'échiquier politique, les
partis bourgeois ont adapté leur stratégie. Rivaux depuis des décennies au sud des
Alpes, le PDC et le PLR ont cette fois conclu une alliance qualifiée
d'«Interessenhochzeit» (mariage d'intérét) par la NZZ. Cette alliance a suscité quelques
résistances au sein des partis, ou I'on se posait des questions sur la compatibilité entre
le PLR laique et proche du patronat, et le PDC catholique-conservateur, défendant
traditionnellement les intéréts des travailleurs et travailleuses. Au risque de facher la
base des partis, il a été rétorqué que l'alliance existe déja dans de nombreux autres
cantons et fonctionne parfaitement. Les trois autres candidat.e.s pour la chambre de
réflexion étaient Werner Nussbaumer (lega verde), Germano Mattei (montagna viva) et
Xenia Peran (lega verde).

Durant les débats organisés par le Corriere del Ticino, Marco Chiesa a dénoncé la libre-
circulation qui met, selon lui, le marché du travail sous pression. En outre, il s'est
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accordé avec Marina Carobbio Guscetti sur la nécessité de lutter contre les violences
envers les femmes. La colistiere de Carobbio Guscetti, Greta Gysin, a débattu de
politique climatique avec Giovanni Merlini. Si tous deux étaient convaincus de la
nécessité d'agir, les outils privilégiés pour parvenir a limiter le réchauffement
climatique différaient. Alors que le candidat PLR a préné I'utilisation d'incitations pour
réduire l'impact climatique du parc immobilier suisse, I'ex-députée verte au Grand
Conseil a elle souligné la nécessité de mettre en place des mesures certes
impopulaires, mais nécessaires pour rattraper les années d'inaction du corps politique.
Enfin, Battista Ghiggia et Filippo Lombardi ont notamment croisé le fer au sujet de
|'accord-cadre institutionnel. Conformément a la ligne de la Lega, Ghiggia I'a qualifié
d'inacceptable et de dommageable pour la Confédération. Durant la campagne, I'avocat
a fait I'objet de nombreuses critiques pour avoir engagé il y a quelques années une
secrétaire frontaliére, alors que son parti prone la préférence indigéne a I'embauche,
qui constitue une maniére de procéder difficilement acceptable du point de vue de
I'UE. Ghiggia a justifié cela par les compétences spécifiques requises pour le poste.
Filippo Lombardi a alors fait remarquer que de nombreux employeurs pourraient user
de la méme argumentation. Le sénateur sortant a lui soutenu la position du Conseil
fédéral sur l'accord-cadre, soulignant I'importance du commerce avec I'UE pour la
Suisse.

Au premier tour, Filippo Lombardi a terminé en téte avec 34'380 suffrages. Non loin
derriére ont suivi Marco Chiesa (32'654 voix), Giovanni Merlini (30'400 voix) et Marina
Carobbio Guscetti (30'295 voix). Greta Gysin (22'049 voix) et Battista Ghiggia (20'615
voix) ont été décrochés du wagon du téte, alors que les trois dernier.ére.s candidat.e.s
ne sont pas parvenus a dépasser les 3'000 bulletins. Conformément a la stratégie pré-
établie, Gysin et Ghiggia se sont retiré.e.s, laissant le soutien total de leurs formations a
Carobbio Guscetti et Chiesa en vue du second tour. Celui-ci s'annoncait ouvert: la
pression était principalement sur les épaules de Giovanni Merlini. S'il venait a échouer,
ce serait la premiére fois depuis 1848 et la création de I'Etat fédéral que le PLR
tessinois ne compterait pas de représentant & la chambre des cantons. Celui qui a été
surnommeé «le lord anglais», en raison de son manque de proximité avec le peuple selon
le Tages Anzeiger, n'avait pas su profiter de l'alliance avec le PDC au premier tour.
Malgré son premier rang, Filippo Lombardi ne semblait pas non plus a I'abri d'une
mauvaise surprise. En revanche, Chiesa et Carobbio Guscetti, déja assuré.e.s d'étre
réélu.e.s a la chambre du peuple, espéraient surfer sur leur succés. Pour Carobbio
Guscetti en particulier, il s'agissait de devenir la premiere femme tessinoise a siéger
aux Etats. Alors que la participation au premier tour s'était élevé & 49 pour cent a peine,
la mobilisation a été I'un des enjeux principaux du second tour.

C'est finalement un tremblement de terre politique qui s'est produit en Suisse
italophone lors du second tour: Marco Chiesa et Marina Carobbio Guscetti ont été
élu.e.s, éjectant de facto le PDC et le PLR du Conseil des Etats. Marco Chiesa a récolté
42'648 voix, pour terminer confortablement en téte du scrutin. Entre Carobbio
Guscetti et Lombardi, cela s'est joué a quelques bulletins prés: 45 voix exactement ont
séparé les deux candidat.e.s. Avec 33'278 voix, Merlini n'a pas eu voix au chapitre. Pour
expliquer ce revers historique des partis bourgeois, I'alliance, considérée comme un
faux-pas, a été mise en avant. Le manque de soutien mutuel entre les deux candidats
aurait également été un facteur décisif. Mais ce vote a surtout montré le changement
souhaité par la population tessinoise, poussant vers la sortie un pilier historique du
parlement et de la politique tessinoise. Filippo Lombardi s'est montré beau perdant,
rappelant qu'en tant que politicien, il faut vivre avec le risque d'une non-réélection. Il a
néanmoins regretté la polarisation du paysage politique provoquée par la perte du siege
du centre. L'omniprésence de la thématique du marché du travail, en particulier du
traitement des frontalier.ére.s, a probablement porté préjudice a Lombardi et Merlini.
Au contraire, Chiesa et Carobbio en ont profité, bien que préconisant des remedes
différents. La participation s'est montée a 47 pour cent pour ce deuxiéme tour. ?
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Konjunkturlage- und politik

Ebenfalls vor dem Hintergrund der Frankenstérke lberwies der Nationalrat in der
Aprilsession gegen den Willen des Bundesrats ein Postulat Bischof (cvp, SO) bezlglich
einer Schweizerischen Industriepolitik. Mit Verweis auf die Schwierigkeiten des
hiesigen Werkplatzes wurde der Bundesrat damit beauftragt, eine Lagebeurteilung
durchzufithren und eine Industriepolitik zu definieren. %

Strukturpolitik

Fur zahlreiche Touristen - insbesondere flir jene aus den aufstrebenden
Schwellenlandern und dem arabischen Raum - zéhlte das Einkaufen zu den wichtigsten
Motiven flr eine Reise in die Schweiz. Das Arbeitsgesetz sah Sonderbestimmungen fur
Betriebe vor, die den Bedurfnissen des Fremdenverkehrs dienten. Um den
Erfordernissen des modernen Fremdenverkehrs Rechnung zu tragen und den
Schweizer Tourismus zu stérken, verlangte eine Motion Abate (fdp, Tl) eine Anpassung
der Verordnung 2 zum Arbeitsgesetz an die Bedlrfnisse des Fremdenverkehrs. Der
Motionar hielt insbesondere die Begriffe ,Fremdenverkehrsgebiete®, ,spezifische
Bedurfnisse der Touristen™ und ,Saison™ fur Uberholt. Als Erstrat stimmte der Stdnderat
der Motion mit 24 zu 11 Stimmen zu. **

Das Parlament Uberwies eine Motion Abate (fdp, TI), die eine Anpassung der zweiten
Verordnung zum Arbeitsgesetz an die Bediirfnisse des Fremdenverkehrs verlangte.
Dadurch sollten die Bestimmungen Uber die Sonntagsarbeit flur Einkaufszentren in
Tourismusgebieten gelockert werden. Hintergrund war ein Streit um den Outlet "Fox
Town" in Mendrisio (Tl), wo der Kanton und die Gewerkschaften 16 Jahre lang
rechtswidrig Sonntagsarbeit zuliessen. Nach der Zustimmung durch den Stéanderat im
Vorjahr vereinigte der Vorstoss auch im Nationalrat eine Mehrheit auf sich. Dabei
setzten sich in der Frihjahrssession die Burgerlichen gegen den Widerstand der
Ratslinken mit 121 zu 56 Stimmen durch. **

Gemass einer im Juni des Berichtsjahres von der Credit Suisse verdffentlichten Studie
mussten sich in den kommenden funf Jahren 22 Prozent der kleinen und mittleren
Unternehmungen (KMU) mit einer Nachfolgeregelung befassen. Vor diesem Hintergrund
Uberwiesen die eidgendssischen Rate im Verlauf der Sommersession zwei Motionen,
die im Rahmen des Firmenrechts eine entsprechende Vereinfachung bezweckten. Nach
der Zustimmung der kleinen Kammer im vergangenen Jahr fand eine Motion Rime (svp,
FR) auch im Stédnderat eine Mehrheit. Um den Fortbestand vor allem der kleinen und
mittleren Unternehmungen (KMU) zu erleichtern, zielte der Vorstoss auf eine Lockerung
der Firmennamenregelung ab. Bis anhin musste bei Einzelfirmen, Kollektiv- und
Kommanditgesellschaften sowie Kommanditaktiengesellschaften der Namen der
Inhaberin oder des Inhabers der Einzelfirma bzw. die Namen der unbeschrankt
haftenden Gesellschafterinnen und Gesellschafter der Personengesellschaften Teil des
Firmennamens sein. Die Motion forderte, dass der Firmenname ungeachtet der
Anderungen, die den Kreis der Gesellschafterinnen und Gesellschafter oder die
Rechtsform betraf, fortbestehen konnte. Der Nationalrat nahm seinerseits eine Motion
Bischof (cvp, SO; Mo. 12.3769) an, welche die identische Zielsetzung verfolgte. Der
Standerat hatte sich bereits im Vorjahr flr dieses Geschéaft ausgesprochen. %
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Gesellschaftsrecht

Der Bundesrat gab im Januar 2009 einen Expertenvorentwurf fir ein neues
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetz in die Vernehmlassung. Ein Hauptelement der
neuen Konzeption ist, dass nach amerikanischem Vorbild die Sanierung und nicht die
Liquidierung eines zahlungsunfahigen Unternehmens im Zentrum steht. Der Nationalrat
Uberwies in der Herbstsession bei nur einer Gegenstimme eine Motion Bischof (cvp, SO;
09.3716), welche den Bundesrat auffordert, angesichts der Wirtschaftskrise diese
Revision moglichst rasch vorzulegen. Der Standerat Gberwies eine vom Nationalrat Ende
2008 gutgeheissene Motion der SVP-Fraktion (08.3649) flr die Reduktion der Risiken,
welche vom Zusammenbruch von systemrelevanten Unternehmen (wie zum Beispiel
Grossbanken) ausgehen kénnen. Namentlich verlangt dieser Vorstoss vom Bundesrat
die Einsetzung einer Expertenkommission, welche konkursrechtliche Reformen zur
Vermeidung von Firmenzusammenbrichen ausarbeitet. %

Im Jahre 2009 hatte der Nationalrat einer Motion Bischof (cvp, SO) zugestimmt, welche
in Anlehnung an das in den Vereinigten Staaten vorhandene Chapter 11 die Schaffung
eines Sanierungsrechts im SchKG zeitlich vorziehen wollte. In der Sommersession
lehnte der Stédnderat diesen Vorstoss ab. Begrindet wurde dieser negative Entscheid
mit dem Umstand, dass der Bundesrat eine entsprechende Revision in der Zwischenzeit
in die Wege geleitet hatte. %

A la suite de I'affaire CarPostal, de la cyberattaque chez RUAG Holding SA et du vol de
données chez Swisscom, la question de la gouvernance des entreprises liées a la
Confédération a été mis au centre du débat par Fabio Abate (plr, Tl). Face a ces
difficultés récurrentes, il demande un rapport sur I'établissement de la stratégie du
propriétaire et les difficultés rencontrées par les entités de la Confédération
devenues autonomes.

Le Conseil fédéral a proposé d’accepter le postulat. De plus, il a précisé qu'un rapport
d’audit externe avait déja été décidé, le 8 juin 2018, par le Conseil fédéral. Le Conseil
des Etats a adopté le postulat sans discussion. 2

Geld, Wahrung und Kredit
Banken

Der Tessiner Stédnderat Abate (fdp) reichte in der Frihlingssession 2015 seine Motion
~Beteiligungskapital fiir Genossenschaftsbanken" ein. Der Motionéar verlangte darin
vom Bundesrat, auch Genossenschaftsbanken die Ausgabe von Partizipationsscheinen
zu erlauben. Geméass Obligationenrecht Artikel 656a  sind Partizipationsscheine
Wertpapiere, die dem Erwerber die Teilhabe am betreffenden Unternehmen, jedoch
keine Mitsprache gewéhren. Die Hintergrinde flur die Motion Abate sind zum einen in
der ,Too big to fail (TBTF)"-Gesetzgebung zu finden, welche systemrelevanten Banken
héhere  Eigenmittelanforderungen  auferlegt; zum  anderen  spielte  ein
Bundesgerichtsentscheid vom 28. April 2014 eine bedeutende Rolle: Darin haben die
Richter in Lausanne befunden, dass die Ausgabe von eigenen Partizipationsscheinen
durch Genossenschaftsbanken nicht rechtmaéssig sei. Abate argumentierte, unter dem
Aspekt der erhohten Eigenmittelvorgaben sei es notwendig, die Moglichkeit,
Partizipationsscheine auszugeben, auch auf Genossenschaftsbanken auszuweiten.
Zudem kénne mit dieser Anderung eine Wettbewerbsverzerrung zwischen Banken mit
unterschiedlichen Rechtsformen aus der Welt geschafft werden, was zur Starkung des
Schweizerischen Finanzplatzes beitrage. Der Bundesrat konnte sich nicht fir den
Vorschlag Abates erwarmen. Er negierte die Notwendigkeit der geforderten
Gesetzesanderung mit der Begrindung, dass fur Genossenschaftsbanken die
Méglichkeit bestehe, Uber sogenannte Anleihen mit Forderungsverzicht Eigenkapital
aufzunehmen. Dabei handelt es sich um Anleihen, die bei Eintreten von im Vertrag
festgelegten Ereignissen in Eigenkapital umgewandelt werden, wodurch die
Forderungen der Glaubiger verfallen. Alternativ kénne auch die Umwandlung von einer
Genossenschaft in eine Aktiengesellschaft vollzogen werden, womit die Aufnahme von
Partizipationskapital ermdglicht werde. Aus diesen Gesichtspunkten bestlinde keine
Wettbewerbsungleichheit zulasten der Genossenschaftsbanken, so die Regierung.
Weiter fiihrte sie aus, dass eine entsprechende Anderung auch auf Genossenschaften,
die nicht im Bankengeschaft tatig sind, ausgeweitet werden musste, was eine Revision
des Obligationenrechts erfordern wirde.
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In der Debatte im Standerat, der die Motion Abate als Erstrat behandelte, bezogen sich
die BeflUrworter des Anliegens auf die Stellungnahme der Regierung und den darin
enthaltenen Standpunkt, Genossenschaftsbanken kénnten sich in eine AG umwandeln
und somit ebenfalls Partizipationsscheine ausgeben. Sie sahen darin die
Wirtschaftsfreiheit und insbesondere die Rechtswahlfreiheit gefédhrdet. Bundesratin
Widmer-Schlumpf hingegen argumentierte, dass einer Genossenschaftsbank und damit
der Raiffeisenbank als einzige systemrelevante Bank dieser Art viele Vorteile aus ihrer
Rechtsform erwachsen und insofern nicht von einem Wettbewerbsnachteil gesprochen
werden kdénne. Zudem miisse eine allfallige Anderung nicht im Bankengesetz, sondern
im Obligationenrecht vorgenommen werden und somit auf alle Genossenschaften
angewandt werden. Der Stéanderat schenkte der Argumentation der Bundesratin kein
Gehor und nahm die Motion mit 32 zu 5 Stimmen an.

Zu einem anderen Schluss gelangte die Wirtschafts- und Abgabenkommission WAK des
Nationalrates. Einstimmig entschied sich dieses Gremium, dem Vorstoss nicht Folge zu
leisten, und zwar aus zwei Grinden: Erstens argumentierte die WAK-NR, dass die
Raiffeisenbank die einzige Genossenschaftsbank sei, die unter das "Too-big-to-fail"-
Regime falle und somit die von der Motion geforderte Regelung einer
Sonderbehandlung der Raiffeisen gleichkomme. Zweitens wurde angefihrt, dass das
Kernanliegen der Motion, die vereinfachte Kapitalaufnahme von Eigenkapital durch
Genossenschaftsbanken, bereits mit der Revision des Bankengesetzes aufgenommen
worden sei. Der Nationalrat folgte seiner Kommission und der Landesregierung und
verwarf die Motion. %

Die beiden Tessiner Standerate Abate (fdp) und Lombardi (cvp) sorgten schliesslich
dafur, dass die Verfligung der Finma gegen die Bank BSI auch von der
parlamentarischen Arena nicht unkommentiert blieb. Die beiden Standesvertreter des
Heimatkantons der BSI kritisierten das Vorgehen der Finma im Rahmen einer Anfrage an
den Bundesrat. So stiessen sich die beiden insbesondere am Zeitpunkt der Publikation
der Verflugung, die gemass Abate und Lombardi vor der definitiven Beurteilung der
Sachlage und vor der Information der direkt Betroffenen erfolgt sei und damit der BSI
Schwierigkeiten in Form von Liquiditatsabflissen einerseits und dem gesamten
Tessiner Finanzplatz erheblichen Schaden in Form eines Reputationsverlustes
andererseits zugeflgt habe. Gedussert wurde auch der Verdacht, dass die Finma mit
ihrer Verfligung die Prinzipien von Verhaltnismassigkeit und Rechtsgleichheit verletzt
habe und stattdessen an der BSI ein Exempel habe statuieren wollen - ein Vorwurf, der
durch den Umstand Nahrung fand, dass mit der UBS eine andere Bank fur
Verstrickungen in dhnliche Geschéafte mit dem Fonds 1MBD von der Finma unbestraft
geblieben war. Die Finma selber wies die Vorwdrfe, sie behandle nicht alle ihr zur
Aufsicht unterstellten Banken gleich, als unberechtigt zurtck. *°

Landwirtschaft
Landwirtschaft

Par le biais d'une motion, le sénateur Abate (plr, TlI) demande une modification du
droit foncier rural afin de lutter contre le placement de capitaux lors du rachat par des
particuliers non-exploitants d'entreprises et d'immeubles agricoles a un prix non-
surfait. Le Conseil fédéral ayant fait part de sa volonté de régler ce probléme, mais par
d'autres biais que ceux proposés par le motionnaire, ce dernier a, dans un premier
temps, indiqué vouloir retirer son texte; ce qu'il ne fera finalement pas, a la demande
de ses collegues. La motion est acceptée par une majorité écrasante de 29 voix contre 1
et 8 abstentions et sera soumise au Conseil national. *'

La motion du sénateur Abate (plr, TlI) demandant une modification du droit foncier
rural passe la rampe au Conseil national. Suivant la recommandation unanime de la
commission (CAJ-CN) en charge du dossier, I'ensemble des parlementaires de la
chambre basse a I'exception du groupe vert libéral accepte cette motion, suivant ainsi
sa chambre sceur. Le Conseil fédéral est donc chargé de modifier la loi sur le droit
foncier rural de sorte de régler le probléme soulevé par le motionnaire. *
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Offentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Die Anderung des Bundesgesetzes iiber die Stempelabgaben beruht auf der Motion
Abate (fdp, Tl), welche die Anerkennung bestimmter italienischer Finanzintermediare
als Borsenagenten und ihre Befreiung von der Umsatzabgabe forderte. Denn bei der
italienischen Steueramnestie 2009 war verlangt worden, dass bisher unversteuerte
Vermogenswerte zur Regularisierung nach Italien repatriiert, das heisst von
italienischen Finanzintermedidren verwaltet werden. Dadurch unterliegen solche
Transaktionen jedoch mehrfach der schweizerischen Umsatzabgabe, wodurch
insbesondere im Tessin ein Wettbewerbsnachteil des Schweizer Finanzplatzes fur
italienische Kundinnen und Kunden entstehe. Aufgrund dieses Ursprungs der
Gesetzesanderung sind momentan nur italienische Finanzintermedidre von der
Neuerung betroffen, durch die neutrale Formulierung des Gesetzestexts kdnnen zur
Aufrechterhaltung der Rechtsgleichheit in Zukunft aber auch Finanzintermediare aus
anderen Landern unter den gleichen Voraussetzungen von der Umsatzabgabe befreit
werden. Dadurch kénnen gemass der Botschaft des Bundesrates Steuerausfalle von
rund CHF 10 Mio. entstehen, die jedoch mittel- bis langfristig durch die Starkung der
Finanzintermediare im Kanton Tessin und entsprechenden Mehreinnahmen
kompensiert werden kénnen. In der vorparlamentarischen Phase stiess die Vorlage auf
viel Zustimmung: 34 der 35 Vernehmlassungsteilnehmer sprachen sich flr die
Gesetzesanderung aus, einzig Travail.Suisse beflrchtete, dass die Steuerausfalle
deutlich héher sein kdnnten als geplant. Die WAK-NR stimmte der Vorlage mit 19 zu O
Stimmen bei 2 Enthaltungen deutlich zu.

Entsprechend kurz zeigte sich auch die Debatte im Nationalrat, Céline Amaudruz (svp,
GE) und Leo Miller (cvp, LU) fur die Kommission und Finanzminister Maurer fir den
Bundesrat meldeten sich als einzige zu Wort. Ubereinstimmend mit ihren Voten sprach
sich der Nationalrat einstimmig mit 175 Stimmen (ohne Enthaltung) fir die
Gesetzesanderung aus. *°

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Urspriinglich im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 geplant, hatten die
Buros des National- und Sténderats im Herbst 2016 die Behandlung des Bundesgesetzes
Uber Aufgaben, Organisation und Finanzierung der Eidgendssischen Stiftungsaufsicht
(ESAG) sistiert und den Rechtskommissionen zugewiesen. Die Vorlage sollte die
Rahmenbedingungen fur die Umwandlung der ESA in eine 6ffentlich-rechtliche Anstalt
mit eigener Rechtspersdnlichkeit und eigener Rechnung festlegen. Mit der Sistierung
sollten jedoch zuerst die Entscheidungen des Parlaments zu konnexen Geschaften
abgewartet werden.

Im April 2017 gab die RK-SR bekannt, dass sie mit 9 zu 2 Stimmen (bei einer Enthaltung)
keine Auslagerung der Stiftungsaufsicht moéchte und somit auf ein Eintreten verzichte.
Zuvor hatte sie Vertretungen der Stiftungsverbande Swissfoundations und Profonds
angehort und den Evaluationsbericht der EFK zur Wirksamkeit von .klassischen"
Stiftungen beraten. Dabei kritisierte die Mehrheit der RK-SR insbesondere, dass sich
die Vorlage des Bundesrates ausschliesslich mit der Organisation der Stiftungsaufsicht
befasse und die Thematik nicht umfassend behandle.

Fir die RK-SR erklérte Fabio Abate (fdp, TI) dem Standerat in der Sommersession, dass
die ESA durch die Umwandlung formell von Weisungen des Bundesrates oder von
Verwaltungsbehdrden befreit wéare und vollstandig eigenfinanziert wirde. Dadurch
kénne der Bundeshaushalt durch eine Reduktion des Personalbestands um CHF
650'000 pro Jahr entlastet werden. Gleichzeitig kénne dadurch die Plafonierung des
Bundespersonalbestands umgangen werden, welche selbst die Schaffung
gebUhrenfinanzierter neuer Stellen verhindere. Keinen Einfluss hatte dies auf die
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches zu Inhalt und Umfang der Stiftungsaufsicht oder
auf die Kompetenzaufteilung zwischen der eidgendssischen Stiftungsaufsicht und den
kantonalen Stiftungsaufsichtsbehérden. Gerade diesen letzten Punkt bestritt jedoch
Standerat Cramer (gp, GE): Zur Auslagerung der Stiftungsaufsicht misse geméass EFK
zwingend das Zivilgesetzbuch (v.a. Art. 84) angepasst werden, was ausfihrliche
Anderungen sowie ein Vernehmlassungsverfahren mit sich bringen wirde.
Entsprechend sei die Aufarbeitung dieser Vorlage durch den Bundesrat unvollstandig.
Roland Eberle (svp, TG) ergadnzte zusammenfassend, dass die heutige Stiftungsaufsicht
auf Bundes- und Kantonsebene funktioniere und es sich somit lediglich um ein
Ressourcenproblem handle. Dies sei aber nicht Grund genug, ein gut funktionierendes
System infrage zu stellen. Demgegeniber argumentierten Christian Levrat (sp, FR) und
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Bundesrat Berset, dass sie bisher kaum Grinde gehoért hatten, nicht auf das Geschaft
einzutreten. So sei die Tatsache, dass die Vorlage im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms eingebracht worden war, kaum Grund genug, den
Anderungsvorschlag noch nicht einmal zu besprechen. Der Innenminister betonte
zudem, dass sich diese Organisationsform in sechzehn Kantonen bereits bewahrt habe
und dass die EFK gemass ihrem Bericht eine Umwandlung ausdricklich unterstutze.
Dennoch sprach sich der Standerat mit 31 zu 8 Stimmen (4 Enthaltungen) relativ
deutlich gegen ein Eintreten aus. **

Voranschlag

In der Sommersession 2015 beschéaftigten sich die Réte mit dem Nachtrag | zum
Voranschlag 2015, der 14 Nachtragskredite im Umfang von insgesamt CHF 85 Mio.
umfasste. Als Erstrat schuf die kleine Kammer zwei Differenzen zum Vorschlag des
Bundesrates. Den Nachtragskredit Gber CHF 20 Mio. flur Ausfuhrbeitrage fur
landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte ("Schoggigesetz") erhdhte der Sténderat (34
zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen) auf Antrag der vorberatenden Finanzkommission (FK-
SR) um CHF 5,6 Mio. Auch bei den Aktivitdten im Bereich "Jugend+Sport" stockte die
kleine Kammer auf Vorschlag der FK-SR den bundesréatlichen Nachtrag auf. Anstelle von
CHF 12 Mio. sprach der Stédnderat (42 zu O Stimmen bei 1 Enthaltung) CHF 17 Mio., da, so
Kommissionssprecher Abate (fdp, Tl), nur auf diese Weise verhindert werden kdnne,
dass das Bundesamt fur Sport (BASPO) die J+S-Beitrédge ab dem 1. August 2015 um rund
einen Viertel kidrzen muss. Dieser Auffassung war auch der Nationalrat, der in der
ersten Lesung mit 167 zu 13 Stimmen bei 8 Enthaltungen fur den Vorschlag des
Standerates votierte. Auch bei der zweiten Differenz waren sich die beiden Rate einig -
zumindest fast. Die grosse Kammer (104 zu 79 Stimmen bei 6 Enthaltungen) wollte wie
der Standerat den Nachtragskredit fur die landwirtschaftlichen Ausfuhrbeitrége auf
CHF 25,6 Mio. erhdéhen. Eine Kompensation der Mittel innerhalb des zustandigen
Wirtschaftsdepartements (WBF) lehnte der Nationalrat mit 107 zu 74 Stimmen bei 7
Enthaltungen jedoch ab. Gleiches widerfuhr der SVP-Fraktion, die mit zwei Antrégen
versucht hatte, die Nachtragskredite im Asylbereich aus dem Nachtrag zu kippen. Damit
ging die letzte verbleibende Differenz in die zweite Beratungsrunde. Nachdem der
Sténderat auch in der zweiten Lesung an seiner Meinung festgehalten hatte, schwenkte
der Nationalrat auf Empfehlung seiner Finanzkommission (FK-NR) auf die Linie der
kleinen Kammer um. Damit erhdhte sich der Umfang der Nachtragskredite auf CHF 95,8
Mio. *

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehrspolitik

Das im Mai des Berichtjahres im Stédnderat eingereichte Postulat Abate (fdp, Tl) fordert
vom Bundesrat einen Bericht zur strategischen Vision der Entwicklung der Nord-Siid-
Verbindung der Bahn, speziell der Gotthardachse. Von mehreren Sprechern wurde in
der Debatte auf die Notwendigkeit einer Gesamtschau Uber die strategische
Entwicklung hingewiesen. Bundesratin Leuthard betonte in ihrer Antwort, dass sich
strategisch seit der Neat-Strategie nichts geandert habe und man nun in der
Umsetzungsphase stehe, in welcher neben der Schweiz auch Deutschland und Italien
halten mussten, was abgemacht worden sei. Der Stéanderat Uberwies das Postulat
entgegen dem Antrag des Bundesrates mit 29 zu 3 Stimmen. *
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Post und Telekommunikation

Eine Standesinitiative des Kantons Tessin forderte die Gewéahrleistung eines landesweit
dichten Hochbreitbandangebots und forderte den Bund auf, im Rahmen seiner
Kompetenzen in jenen Regionen der Schweiz aktiv zu werden, in welchen das
Hochbreitbandnetz von den Telekommunikationsunternehmen aus wirtschaftlichen
Grinden nicht realisiert wird. Der Bund soll im Rahmen des Fernmeldegesetzes, des
Bundesgesetzes Uber Regionalpolitik und des neuen Finanzausgleichs Uber
Direktfinanzierungen sowie Uber eine Neudefinition der Grundversorgung ein
landesweit dichtes Hochbreitbandangebot gewéahrleisten. Den Anstoss zur
Standesinitiative gab die SP Tessin, die Bezug nahm auf eine kantonale Motion der
Tessiner FDP zum Ausbau des Glasfasernetzes im Tessin. Die Initiative war am 21. Marz
2016 im Kantonsparlament angenommen worden.

Im Stdnderat wurde im Méarz 2017 Uber die Standesinitiative debattiert. Die KVF-SR
hatte dem Rat beantragt, der Initiative keine Folge zu geben, da das Anliegen des
Kantons Tessin im Rahmen der Revision des Fernmeldegesetzes aufgenommen werden
kénne. Eine Minderheit Abate (fdp, TI) beantragte hingegen, Folge zu geben. In der
Ratsdebatte dusserten viele Stimmen Unterstlitzung fir die Minderheit Abate, da ihnen
das Anliegen von grosser Wichtigkeit schien. Die kleine Kammer gab schliesslich mit 27
zu 13 Stimmen (ohne Enthaltungen) Folge.

Im April 2017 entschied die KVF-NR ohne Gegenstimme, der Standesinitiative Folge zu
geben: Die Kommission erachte die Versorgung mit einem Hochbreitbandnetz als
zentral fUr die wirtschaftliche Entwicklung von Randregionen. Die Ausarbeitung eines
Erlassentwurfs kénne im Zusammenhang mit der Beratung zur Revision des
Fernmeldegesetzes vorgenommen werden. ¥

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Bevélkerung und Arbeit

Anderung des Entsendegesetzes (BRG 21.032)

Zur Umsetzung der Motion Abate (fdp, TI; Mo. 18.3473) schlug der Bundesrat vor, das
Entsendegesetz so zu andern, dass Entsendebetriebe zur Einhaltung der kantonalen
Mindestlohne verpflichtet wirden, wenn ihre Arbeitnehmenden in den personlichen
und sachlichen Geltungsbereich eines kantonalen Mindestlohngesetzes fallen. Zudem
hatte es die Vorlage dem Bund ermdglicht, eine Kommunikationsplattform fur die
Vollzugsorgane zum Austausch von Dokumenten und Informationen im Rahmen des
Vollzugs des EntsG zu schaffen. Zwar hiess der Nationalrat die Gesetzesanderung
deutlich gut, der Sténderat lehnte Eintreten jedoch zweimal ab und erledigte die
Revision damit.

Chronologie

Botschaft des Bundesrates
Vernehmlassung

Erste Behandlung Standerat
Eintretensdebatte Nationalrat
Detailberatung Nationalrat
Zweite Behandlung Standerat

Modification de la loi sur les travailleurs détachés (MCF 21.032)
(Traduction: Chloé Magnin)
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POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
DIANE PORCELLANA

MOTION
DATUM: 21.03.2019
DIANE PORCELLANA

Pour la mise en ceuvre de la motion Abate (plr, TI; Mo. 18.3473), le Conseil fédéral a
proposé de modifier la loi sur les travailleurs détachés de maniere a ce que les
entreprises soient tenues de respecter les salaires minimaux cantonaux si leurs
travailleurs détachés entrent dans le champ d'application personnel et matériel d'une
loi cantonale sur les salaires minimaux. En addition, le projet aurait permis a la
Confédération de créer une plateforme de communication pour les organes
d'exécution afin d'échanger des documents et des informations dans le cadre de
I'exécution de la LDét. Alors que le Conseil national a nettement approuvé la
modification de la loi, le Conseil des Etats a, quant a lui, refusé par deux fois d'entrer
en matiéere, et a ainsi liquidé la révision.

Chronologie

Message du Conseil fédéral

Processus de consultation

Premier examen au Conseil des Etats
Premier débat au Conseil national
Discussion par article au Conseil national
Deuxieme examen au Conseil des Etats

Arbeitsmarkt

Nationalrat Bischof (sd, ZH) ersuchte den Bundesrat mit einer Motion, méglichst rasch
alle notwendigen Vorkehrungen und Anordnungen zu treffen, damit sich die Schweiz
ebenfalls mit dem im Ausland stark thematisierten "Mobbing" (Psychoterror am
Arbeitsplatz) auseinandersetzt und dessen Ursachen durch gezielte Forschung mindert
bzw. eliminiert. Der Bundesrat konnte glaubhaft machen, dass das BIGA bei der
Uberpriifung der individuellen Arbeitsbedingungen immer prasent ist und deshalb auch
das Phanomen des "Mobbing" verfolgt, worauf auf seinen Antrag der Vorstoss nur als
Postulat angenommen wurde. *

Fabio Abate (plr, TI) demande une sanction administrative au lieu d'une sanction pénale
dans I'ordonnance sur l'introduction de la libre circulation des personnes (OLCP), en
cas de violation de |'obligation d'annonce par des employeuses et employeurs suisses
et des prestataires de services indépendants. Dans la loi sur les travailleurs détachés
(LDét), l'infraction a lI'obligation d'annonce par les employeuses et employeurs
étrangers est punie par une sanction administrative. Pour les prestataires de services
indépendants et les employeuses et employeurs suisses, I'OLCP prévoit une sanction
pénale au lieu d'une sanction administrative. Pour le parlementaire, il faut corriger
cette inégalité de traitement dans la poursuite des infractions a I'obligation d'annonce.
Il propose donc de remplacer la sanction pénale par la sanction administrative dans
|'OLCP. Cela permettrait également d'interdire aux entreprises ne payant pas le
montant d'une sanction administrative d'offrir leurs services en Suisse pour une
période d'un a cing ans. Le Conseil fédéral adhere a I'idée. Le Conseil des Etats adopte
le postulat. **

Arbeitnehmerschutz

Le conseiller aux Etats Fabio Abate (plr, TI) demande la modification de I'art. 2 de la loi
sur les travailleurs détachés (LDét), afin que les employeurs étrangers détachant leurs
travailleurs en Suisse respectent les conditions salariales minimales prescrites par la loi
cantonale. Suite & |'acceptation de l'initiative populaire cantonale «Salviamo il lavoro in
Ticino», le Tessin révise sa loi sur le salaire minimal. Le parlementaire redoute que les
employeurs étrangers n'aient pas |'obligation de verser un salaire minimal a leurs
travailleurs détachés temporairement, si la portée de l'art. 2 de la LDét n'est pas
étendue.

Le Conseil fédéral propose de rejeter la motion. Comme la nouvelle loi tessinoise
n'inclut pas les travailleurs détachés, il ne peut pas étendre le champ d'application de
la loi cantonale sur le salaire minimal dans une loi fédérale.

Lors du passage au Conseil des Etats, la motion est acceptée par 33 voix contre 9 et 1
abstention. La CER-CN, par 13 voix contre 10 et 1 abstention, partage I'avis du Conseil
fédéral. Une minorité estime que les salaires minimaux cantonaux, comme mesures
efficaces contre le dumping salarial, doivent étre étendus aux travailleurs détachés. Le
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DATUM: 18.06.2019
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Conseil national suit I'avis de I'autre chambre par 97 voix contre 87 et 2 abstentions. La
demande a été soutenue par les groupes UDC, vert'libéral, radical-libéral et PBD. *°

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Medien

Die Kritik an der Unternehmensbesteuerung im Bereich der Medienabgabe dauerte
2019 weiter an. Mit einem Postulat wollte der Tessiner Abgeordnete Fabio Abate (fdp,
TI) den Bundesrat prifen lassen, wie die umsatzabhangige Berechnung der Radio- und
Fernsehabgabe fiir Unternehmen anderweitig definiert werden kénnte. Die
gegenwartige Berechnung empfand der Postulant als unverhéltnisméssig. Gemass
Bundesgesetz mussen Unternehmen mit einem Jahresumsatz ab CHF 500'000 die
Abgabe entrichten. Dabei werde kein Unterschied gemacht, ob darunter auch
Leistungen mitgerechnet werden, die im Einzelnen nicht mehrwertsteuerpflichtig oder
mehrwertsteuerbefreit seien. Die dadurch errechneten Umsétze seien aber nicht in
einen tatséchlichen Gewinn Ubersetzbar, was wiederum zu Schwierigkeiten fuhre.
Zahlreiche Unternehmen wiesen eine Umsatzspanne von bis zu CHF 5 Mio. auf und
mussten somit CHF 2280 entrichten. Dies sei viel zu viel, so Abate. Er wolle mit seinem
Vorstoss jedoch nicht die Steuerpflicht von Unternehmen hinterfragen, sondern
lediglich ein anderes System zur Berechnung der Abgaben anregen.

In seiner Stellungnahme musste der Bundesrat zuerst eine Richtigstellung vornehmen:
Der Postulant sei von einem falschen Betrag ausgegangen, Unternehmen mit einem
Umsatz zwischen CHF 1 und 5 Mio. mussten lediglich CHF 910 bezahlen, betonte er. Im
Ubrigen teilte der Bundesrat die Ansichten des Postulanten nicht. Die inkraftstehende
Berechungsmethode sei aus einer Vielzahl an gepruften Alternativen die am besten
geeignete, um die gesteckten Ziele zu erreichen, ohne gleichzeitig einen hohen
Verwaltungsaufwand auszuldsen. Die Moglichkeit fur kleine Unternehmen mit einem
Umsatz von unter CHF 1 Mio., sich von der Abgabe befreien zu lassen, kdnne im Sinne
einer Hartefallregelung entgegenkommend wirken, wenn in einem Abgabejahr nur ein
kleiner oder gar kein Gewinn erzielt werde. Ferner war die Regierung der Meinung, man
solle nicht bereits wieder einen Wechsel beim Abgabensystem anstreben, weil dies zu
Verunsicherung fuhre. Der Bundesrat zeigte sich aber bereit, in Anlehnung an frihere
Entscheide, die Auswirkungen des Abgabensystems im Jahr 2020 zu prufen. Falls sich
dann Handlungsanweisungen abzeichneten, sei er bereit, entsprechende
gesetzgeberische Schritte anzugehen.

In der Sommersession 2019 setzte sich die kleine Kammer mit dem Vorstoss
auseinander. Es entwickelte sich dabei keine langere Debatte. Standerat Abate hielt
sich eher kurz, er wurde aber wortreich von seinem Ratskollegen Thomas Minder
(parteilos, SH) unterstttzt. Der Grundsatz der Erhebung einer Unternehmensabgabe
stellte auch er nicht in Frage, die Berechnungsmethode hingegen schon. Problematisch
sei vor allem die Ableitung der Abgabenhdhe aus dem erzielten Umsatz. Dies sage, so
Minder, nichts Uber den Firmenerfolg aus. Umsatzstarke Branchen verdienten nicht
unbedingt viel Geld, deshalb seien die entsprechenden Unternehmen bezlglich der
Abgabe benachteiligt. Weil der Bundesrat ohnehin die Absicht &usserte, die
Berechnungsmethode zu prufen, komme das Postulat zum richtigen Zeitpunkt.

Trotz der kurzen Dauer der Auseinandersetzung war diese nicht emotionslos.
Bundesratin Sommaruga zeigte sich etwas irritiert ob dem Vorwurf, man habe nicht
sorgféaltig evaluiert, welche Berechnungsgrundlage installiert wurde. Zudem merkte sie
an, dass drei Viertel aller Schweizer Unternehmen abgabebefreit seien, man diskutiere
also Uber eine Anpassung fur nur einen Viertel der Firmen. Die erhobene Abgabe und
deren Hohe sei ferner vom Parlament beschlossen und von der Bevoélkerung in einer
Volksabstimmung gestutzt worden. Dass nun dieses Postulat im Raum stand, wollte sie
auch nicht als Auftrag zur Verénderung der Betrage verstanden wissen; «null und
nichts» versprach sie sodann auch in dieser Hinsicht. So fand die Bundesratin auch,
dass man an der Beitragshdohe nichts &ndern musste, zumal der Uberwiegende Anteil
der Mediensteuer durch Privathaushalte erbracht werde. Postulant Abate legte Wert
darauf, klarzustellen, dass er das Prinzip der Unternehmenssteuerabgabe nicht zur
Diskussion habe stellen wollen. Weil ihn die Ausfihrungen der Bundesratin nicht
Uberzeugten, verlangte er eine Abstimmung zu seinem Postulat und gewann diese. Mit
25 zu 11 Stimmen bei zwei Enthaltungen wurde sein Postulat angenommen. *
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Jahresriickblick 2019: Medien

Medienfragen wurden 2019 verglichen mit den Jahren zuvor sowohl medial als auch im
Parlament eher selten diskutiert. Nach dem Peak im Jahr 2018 mit der No-Billag-
Initiative standen 2019 vor allem der Umzug des SRG-Radiostudios von Bern nach
Zurich und eines Grossteils des Fernsehens von Genf nach Lausanne sowie das neue
Gesetz Uber elektronische Medien im Mittelpunkt des Interesses.

Nachdem sich der SRG-Verwaltungsrat im September 2019 fir den Umzug eines Teils
des SRG-Radiostudios und seiner Mitarbeitenden von Bern nach Ziirich entschieden
und die SRG iberdies angekiindigt hatte, dass Ahnliches woméglich auch der
Fernsehproduktion in Genf drohe, hatten vier Parteiprésidenten sowie ein
Vizeprasident (Pfister, cvp, ZG; Rytz, gp, BE; Landolt, bdp, GL; Résti, svp, BE; Jans, sp,
BS) im Nationalrat und ein in dieser Frage sehr engagierter Beat Vonlanthen (cvp, FR) im
Standerat gleichlautende parlamentarische Initiativen eingereicht, mit denen der SRG
ihre Produktionsstandorte ausdrtcklich vorgeschrieben werden sollten. Nach den
ablehnenden Entscheiden der beiden Kommissionen zeigte sich bei der Behandlung
der entsprechende Initiative von Beat Vonlanthen im Stédnderat schnell, dass sie auch
dort chancenlos sein wurde. Um eine Niederlage zu verhindern, zog der Initiant seine
Initiative vor der Abstimmung zurtick. Ganz anders sah die Situation eine Woche spater
im Nationalrat aus: Mit 120 zu 54 Stimmen (bei 10 Enthaltungen) gab der Nationalrat den
flinf nationalratlichen Vorstéssen Folge. Im Anschluss daran gab der SRG-
Verwaltungsrat bekannt, das Zlgelprojekt durch eine gesamthafte Audiostrategie zu
ersetzen. Ein Teil des Umzugs wirde dadurch verhindert, rund 80 Arbeitsplatze wirden
aber dennoch nach Zirich verlegt. Medien und Politik zeigten sich unschllssig dartber,
ob diese Nachricht als grosses Entgegenkommen der SRG oder als «halbherziges, dem
politischen Druck geschuldetes Bekenntnis», wie es Martin Landolt ausdrickte,
verstanden werden soll. Dennoch verzichtete der Standerat im September
stillschweigend darauf, den Initiativen sowie einer Standesinitiative des Kantons Genf
(Kt.lv. 19.306) mit einem &hnlichen Anliegen Folge zu geben.

Neben der Umzugsfrage drohte der SRG 2019 weiteres Ungemach aus dem Parlament:
So standen einige Vorlagen im Raum, die die RTVG-Abgabe fiir Unternehmen und damit
einen Teil der Einnahmen der SRG streichen wollten. Im Mittelpunkt stand die
parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH; Pa.lv. 18.405), welcher der Nationalrat im
September Folge gab. Da Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Unternehmen bereits
privat die Empfangsgeblhr zu entrichten hatten, stelle die Unternehmensabgabe eine
Doppelbelastung dar, hatte zuvor die KVF-NR in ihrer Empfehlung fur Folge geben
erklart. In der Wintersession stimmte der Standerat jedoch auf Antrag seiner KVF-SR
dem Folgegeben des Nationalrats nicht zu. Die von den Stimmburgern 2015 bestatigte
Regelung sei erst Anfang 2019 in Kraft getreten und solle nun zuerst einmal beurteilt
werden. Zudem wirden die SRG und die privaten Radio- und Fernsehstationen bei
Umsetzung der Initiative deutlich weniger Geld erhalten als bisher.

Bereits vor der anfénglichen Zustimmung zum Vorschlag von Gregor Rutz im Nationalrat
hatte sich der Stédnderat jedoch einverstanden gezeigt, im Rahmen eines Postulats
Abate (fdp, TI; Po. 19.3235) Alternativen zur Methode der heutigen umsatzabhéngigen
Berechnung der Radio- und Fernsehabgabe fur Unternehmen prifen zu lassen. Zur
Verhinderung von Doppelzadhlungen des Umsatzes von Arbeitsgemeinschaften, Holdings
und dauerhaft miteinander verbundenen Unternehmen bei der Festlegung der Hohe
der Abgabe gaben die beiden Kommissionen zudem einer parlamentarische Initiative
Wicki (fdp, NW; Pa. Iv. 19.413) Folge. Anfang Dezember entschied Uberdies das
Bundesverwaltungsgericht, dass die lediglich sechs Tarifstufen fur die Festlegung der
Unternehmensabgabe verfassungswidrig seien. Aufgrund der Rechtssicherheit sei die
aktuelle Regelung bis zum Erlass einer neuen aber weiterhin anzuwenden.

Die Frage, wer zukinftig von der RTVG-Abgabe profitieren soll, wurde im Rahmen des
neuen Gesetzes liber elektronische Medien diskutiert. Dieses war von Bundesratin
Leuthard im Juni 2019 in die Vernehmlassung gegeben worden, wo es auf breite Kritik
stiess. Simonetta Sommaruga, die 2019 das UVEK und somit auch dieses Dossier von
Doris Leuthard Ubernahm, entschied schliesslich nach langen Diskussionen und
Spekulationen Uber die Zukunft des Gesetzes, dieses nicht weiterzuverfolgen und
stattdessen einzelne Probleme mithilfe eines Massnahmenpakets punktuell anzugehen.
Neu sollen auch Onlineportale mit audio- und audiovisuellen, aber auch mit textlastigen
Beitrégen einen Teil der Radio- und Fernsehabgabe erhalten, sofern sie kostenpflichtig
sind. Zudem soll die indirekte Presseférderung in Form einer finanziellen Unterstitzung
der Postzustellung auf zusatzliche Titel ausgeweitet und erhéht werden - jedoch nur
auf CHF 50 Mio. statt auf CHF 120 Mio., wie vorgéngig von den Verlagen gefordert
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worden war.

Dass diese Aufstockung der indirekten Presseférderung die KVF-NR nicht vollstéandig zu
Uberzeugen vermochte, zeigte die Annahme der parlamentarischen Initiative Engler
(cvp, GR; Pa.lv. 18.479) fur eine Unterstitzung der Presse in der digitalen
Transformation, welche ihre Schwesterkommission bereits vor der Anklndigung des
Bundesrates angenommen hatte. Im Unterschied zur KVF-SR lehnte die nationalratliche
Kommission gleichzeitig jedoch eine parlamentarische Initiative Savary (sp, VD; Pa.lv.
18.480) ab, die diese Unterstltzung nicht wie die Motion Engler aus allgemeinen Mitteln,
sondern durch einen Teil der Abgabe fiur Radio und Fernsehen und durch die
Uberschiisse aus den Abgabenanteilen finanzieren wollte. Eher zufrieden mit dem
bundesratlichen Entscheid zum neuen Gesetz Uber elektronische Medien zeigte sich
Michael Toéngi (gp, LU; Pa.v. 19.417), der seine parlamentarische Initiative fir ein
Fordermodell flur die elektronischen Medien mit der Begriindung zurlickzog, dass das
vom Bundesrat vorgeschlagene Projekt «in die richtige Richtung» gehe.

Fortschritte gab es in der Frage um die Riickzahlung der zu Unrecht erhobenen
Mehrwertsteuerbetriage. In Reaktion auf einen Bundesgerichtsentscheid vom
November 2018 und eine Uberwiesene Motion Fllckiger-Béni (svp, AG; Mo. 15.3416)
schickte das UVEK im Frihjahr einen Vorentwurf in die Vernehmlassung, der eine
pauschale Rickvergttung an alle Haushalte in der Héhe von CHF 50 vorsah. Aufgrund
der grossmehrheitlich positiven Stellungnahmen prasentierte der Bundesrat im
November seine Botschaft zuhanden des Parlaments. *

Radio und Fernsehen

Die KMU seien von der «Mediensteuer» auszunehmen, lautete der Auftrag, den Fabio
Regazzi (cvp, Tl) dem Parlament mittels parlamentarischer Initiative erteilen wollte. Er
war damit der zweite Tessiner Abgeordnete, der im laufenden Jahr die Medienabgabe
fir Unternehmen ab einem Jahresumsatz von CHF 500'000 ins Visier
parlamentarischer Regulierung nahm, nachdem sein Namensvetter Fabio Abate (fdp, Tl;
Po. 19.3235) im Mérz die Berechnungsgrundlage flir diese infrage gestellt hatte. Bereits
bei den Revisionsarbeiten zum Radio- und Fernsehgesetz aus dem Jahr 2014, mit
welcher die Regelung ins Gesetz aufgenommen worden war, hatte sich starker
Widerstand gegen die Unternehmensabgabe geregt. Regazzi beabsichtigte eine
Anderung der Rechtsgrundlage fiir die Abgabepflicht fiir Radio und Fernsehen. Die
bisherige Regelung der Berechnung aufgrund des erzielten Jahresumsatzes empfand er
als problematisch. Als Vorschlag gab der Initiant vor, man solle nur Unternehmen mit
mehr als 250 Vollzeitarbeitsstellen als abgabepflichtig definieren, wobei Lernende aus
der Zaéhlung auszunehmen seien. Der Initiant kritisierte die Doppelbelastung via
Privathaushalt und Firma und betonte, TV- oder Radiokonsum stinden nicht im
Aufgabenbereich von Arbeitnehmenden und seien aufgrund der Arbeitsbedingungen
haufig gar nicht modglich. Unterstitzung hatte seine Initiative bereits vor der
Einreichung erhalten: 49 Ratsmitglieder aus dem rechtsbirgerlichen Lager hatten die
Initiative mitunterzeichnet.

Anfang Dezember erging ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts beziiglich der
Unternehmensabgabe fiir Radio und Fernsehen. Daraus ging hervor, dass die sechs
Tarifstufen fur die Festlegung der Unternehmensabgabe verfassungswidrig sind. Das
Bundesverwaltungsgericht gab folglich einem beschwerdeflhrenden Unternehmen aus
dem Kanton Bern recht, das die Hohe der Abgabe beanstandet hatte. Gleichwohl hielt
das Gericht fest, dass trotz der Verfassungswidrigkeit keine Rickzahlung oder
Reduzierung der Unternehmensabgabe zu erfolgen habe. Ferner solle die
inkraftstehende Regelung bis zum Erlass einer neuen Norm weiterhin angewendet
werden. Nur so kénne Rechtssicherheit garantiert werden. Die ESTV, welche die
Abgaben auch weiterhin erheben wird, musste in der Folge zusammen mit dem BAKOM
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts prifen und entscheiden, ob eine Beschwerde
innert der 30-tagigen Beschwerdefrist eingegeben werden soll.

Die Anderung der Tarifstufen ist aber nicht Sache der Verwaltung, sondern unterliegt
dem Gesetzgebungsprozess und damit dem Parlament. Der Bundesrat hatte bereits vor
diesem Urteil den Beschluss gefasst, die Hohe der Tarife flr die Unternehmensabgabe
bis 2020 Uberprufen zu wollen. Ungeachtet der weiteren Vorgange durfte das Urteil
Wasser auf die Muhlen verschiedener parlamentarischer Vorstdsse bezlglich der
Mediensteuer giessen, so beispielsweise des Postulats Abate (fdp, Tl; Po. 19.3235) oder
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der parlamentarischen Initiative Regazzi (cvp, TI; Pa.lv. 19.482). **

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

An ihrer Delegiertenversammlung am 26. April in Belp (BE) diskutierte die CVP
kontrovers Uber den Gesundheitsartikel. Die CVP-Delegierten beschlossen die Nein-
Parole mit 165 zu 63 Stimmen, dies trotz des Einsatzes fir die Vorlage durch
Krankenkassenlobbyisten innerhalb der Partei, wie der fur Santésuisse tatigen
Nationalratin Ruth Humbel (AG). Vor allem die Delegierten aus der Romandie lehnten
den Gesundheitsartikel fast geschlossen ab. Aber auch alle amtierenden CVP-
Gesundheitsdirektoren ~ waren  dagegen. Das Hauptargument gegen den
Gesundheitsartikel war, dass man den Krankenkassen nicht Steuergelder Uberlassen
sollte, ohne dass diese einer demokratischen Kontrolle unterstehen wirden. Zur SVP-
Einblrgerungsinitiative beschlossen die Delegierten mit 272 zu 13 Stimmen die Nein-
Parole. Die CVP besetzte zudem ihr erweitertes Prasidium mit 11 Mitgliedern (darunter
der Fraktionsprésident Urs Schwaller als Mitglied von Amtes wegen). Parteiprésident
Darbellay wurde bestatigt, ebenso die bisherigen Préasidiumsmitglieder Dominique de
Buman (FR), Ida Glanzmann (LU), Lucrezia Meier-Schatz (SG), Luigi Pedrazzini (TI) und
Heidi Z'Graggen (UR). Glanzmann wurde als Nachfolgerin von Bruno Frick zudem neben
de Buman zur Vizeprasidentin der CVP Schweiz gewahlt. Zu neuen
Présidiumsmitgliedern wurden in einer Kampfwahl Pirmin Bischof (SO), Kathrin Amacker
(BL), Barbara Schmid-Federer (ZH) und Patricia Mattle (SG) bestimmt, letztere als
Vertreterin der Jungen CVP. Die ebenfalls kandidierenden Ruth Humbel (AG) und
Gerhard Pfister (ZG) hatten das Nachsehen. *

Auch bei den Wahlen in den Standerat musste die FDP Verluste hinnehmen. Mit neu elf
Mandaten in der kleinen Kammer musste der Freisinn zwar im Vergleich zu 2007 per
Saldo lediglich einen Sitzverlust verkraften. Dies bedeutete aber erstens ein Rekordtief
und zweitens gleich viele Sitze wie die SP, die zusammen mit der FDP neu die
zweitstarkste Kraft in der kleinen Kammer stellt. Verteidigen konnte der Freisinn seine
Standeratssitze in den Kantonen Zirich (Gutzwiller), Luzern (Theiler), Obwalden (Hess),
Glarus (Freitag), Appenzell Ausserrhoden (Altherr), Aargau (Egerszegi) und Neuenburg
(Comte). Neu in den Sténderat zogen - den freisinnigen Sitz in ihrem jeweiligen Kanton
verteidigend - Karin Keller-Sutter (SG), die trotz einer gegen sie gerichteten Kampagne
der Weltwoche einen grossen Erfolg feierte, Joachim Eder (ZG) und - wenn auch nur
dusserst knapp mit 763 Stimmen Vorsprung - Fabio Abate (Tl). Im Kanton Graublnden
konnte zudem der Sitz der nicht mehr angetretenen SVP erobert werden (Martin
Schmid). Historische Niederlagen musste die FDP hingegen in den Kantonen Solothurn
und Schaffhausen hinnehmen. In beiden Kantonen konnte der Standeratssitz, den man
in Solothurn seit 163 Jahren inne gehabt hatte, nicht gehalten werden. Mit dem Verlust
in Schaffhausen war der dortige Freisinn erstmals seit 1848 nicht mehr in Bern
vertreten. Keine Chance auf einen Sitzgewinn hatten die Freisinnigen Kandidierenden
schliesslich in den Kantonen Bern (weder im Frihjahr fir die Ersatzwahl von
Bundesratin Sommaruga noch im Herbst), Schwyz, Freiburg, Basel-Stadt, Thurgau,
Waadt, Wallis, Genf und Jura. %
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Verbande
Industrie, Handel und Unternehmer

Der Verband der Treuhdnder in der Schweiz beschloss im Sommer, die
Dachorganisation freier Berufe (SVFB) zu verlassen. Als Begriindung wurde das
Abstimmungsverhalten von Nationalrat und SVFB-Président Pirmin Bischof (cvp, SO)
wahrend den Debatten zur Lex USA angegeben: Bischof habe sich mit seiner
Zustimmung zum Gesetz gegen die fundamentalen Interessen des Verbandes gestellt,
eine Mitgliedschaft sei daher nicht léanger tragbar. Auf den Austritt angesprochen,
betonte Bischof, dass im Vorfeld der Ratsdebatten flnf verschiedene Stellungnahmen
beim SVFB eingegangen seien: Als Dachverband musse man die Interessen aller
Mitglieder vertreten, was er auch in der kritisierten Abstimmung versucht habe. Dem
SVFB werden mit dem Weggang des Treuhdnderverbands CHF 15 000 an
Mitgliederbeitragen entzogen. */
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